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Das Institut

Das Deutsche Institut für Menschenrechte  
ist die unabhängige Nationale Menschenrechts
institution Deutschlands (§ 1 DIMR-Gesetz). Es  
ist gemäß den Pariser Prinzipien der Vereinten  
Nationen akkreditiert (A-Status). Zu den Aufgaben 
des Instituts gehören Politikberatung, Menschen-
rechtsbildung, Information und Dokumentation,  
anwendungsorientierte Forschung zu menschen-
rechtlichen Themen sowie die Zusammenarbeit  
mit internationalen Organisationen. Es wird vom 
Deutschen Bundestag finanziert. Das Institut ist  
zudem mit dem Monitoring der Umsetzung der  
UN-Behindertenrechtskonvention und der UN-
Kinderrechtskonvention sowie der Berichterstat-
tung zu den Konventionen des Europarats zu 
Menschenhandel und zu Gewalt gegen Frauen  
und häuslicher Gewalt betraut worden. Hierfür  
hat es entsprechende Monitoring- und Bericht
erstattungsstellen eingerichtet.
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Zusammenfassung
2015 hat der UN-Fachausschuss für die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen Deutschland das 
erste Mal auf die Umsetzung der UN-Behinderten-
rechtskonvention (UN-BRK) überprüft. Seither gibt 
es einige Fortschritte zu verzeichnen. Beispiele sind 
die verabschiedeten Aktionspläne zur Umsetzung 
der UN-BRK, die Durchführung eines Disability Sur-
vey sowie Reformen im Sozialrecht, Gleichstellungs-
recht, Betreuungsrecht und Wahlrecht. 

Die Dynamik der Umsetzung hat jedoch in Bund, 
Ländern und Kommunen inzwischen deutlich 
nachgelassen und in der Abwägung unterschied
licher politischer Prioritäten hat die Konvention 
spürbar an Gewicht verloren. Ein echter Paradig-
menwechsel in Politik und Gesellschaft hin zu  
Inklusion und Selbstbestimmung ist auch 14 Jahre 
nach Inkrafttreten der UN-BRK nicht festzustellen. 
Im Gegenteil: In Deutschland besteht weiterhin ein 
stark ausgebautes System von Sonderstrukturen – 
sowohl in der schulischen Bildung und bei der  
Beschäftigung in Werkstätten als auch in Form von 
großen stationären Wohneinrichtungen. Zwar wird 
viel über Inklusion diskutiert, konsequent in die 
Tat umgesetzt wird sie allerdings nicht. 

Mit Sorge beobachtet die Monitoring-Stelle in die-
sem Zusammenhang eine fehlgeleitete Inklusions-
rhetorik, wonach unterschiedliche Akteure aus 
Politik und Gesellschaft Sonderstrukturen als Teil 
eines inklusiven Systems bezeichnen. Doppel-
strukturen werden flächendeckend und im Kern 
unverändert beibehalten (Artikel 24: Anforderun-
gen an ein inklusives Schulsystem; Artikel 27:  
berufliche Bildung, Beschäftigung in Werkstät-
ten; Artikel 19: Deinstitutionalisierung). Die ent-
sprechenden Empfehlungen des Ausschusses von 
2015, Sondersysteme schrittweise abzubauen, 
wurden allenfalls ansatzweise aufgegriffen und 
zum Teil sogar negiert. Dies zeigt, dass die UN-
BRK und ihre Vorgaben nicht durchgehend men-
schenrechtskonform interpretiert werden.  
Im Ergebnis bauen nur wenige Bundesländer 
systematisch ein inklusives Schulsystem für 
alle Kinder mit Behinderungen auf. Die Zahl der 
Werkstattbeschäftigten ist gleichbleibend hoch 
und vor allem für Menschen mit intellektuellen 

und mehrfachen Beeinträchtigungen gibt es kaum 
ambulante Wohnmöglichkeiten.

Ein weiteres Problem besteht darin, dass in vielen 
Bereichen Menschen mit Behinderungen und  
ihre Bedarfe nach wie vor kaum oder gar nicht  
mitgedacht werden. Es fehlt ein durchgängiges  
Bewusstsein für Barrierefreiheit als Grundvoraus
setzung einer gleichberechtigten Teilhabe (siehe  
beispielsweise Artikel 9: Produkte und Dienstleistun-
gen, Wohnungsbau; Artikel 11: Katastrophenschutz; 
Artikel 18: geflüchtete Menschen mit Behinderun-
gen; Artikel 25: Barrierefreiheit von Arztpraxen;  
Artikel 30: kulturelle Teilhabe). Probleme, wie etwa 
fehlende diskriminierungsrechtliche Verpflichtun-
gen zu Barrierefreiheit im privaten Sektor, sind zwar 
seit langem bekannt, werden aber politisch nicht 
bearbeitet (Artikel 5: gesetzlicher Diskriminierungs-
schutz). Hier fehlt es an der notwendigen menschen-
rechtlich gebotenen politischen Priorisierung.

Des Weiteren ist das Umsetzungshandeln nicht 
konsequent am Prinzip der Selbstbestimmung  
orientiert. In der psychiatrischen Versorgung fehlt 
weiterhin der menschenrechtliche Ansatz (Artikel 
14 und 15: Anwendung von Zwang auf Basis einer 
Beeinträchtigung). Die Unterstützte Entschei-
dungsfindung ist kaum bekannt und wird nicht  
systematisch realisiert (Artikel 12: Betreuungs-
recht); Menschen mit Behinderungen sind noch 
nicht wirksam vor Gewalt und Missbrauch geschützt 
(Artikel 16: Gewaltschutz) und Frauen mit Behin-
derungen können häufig nicht selbstbestimmt 
über Verhütung und Elternschaft entscheiden  
(Artikel 17: reproduktive Rechte von Frauen mit 
Behinderungen). Noch immer herrschen Denkmus-
ter vor, die am medizinischen Modell von Behinde-
rung orientiert sind. Das zeigt sich unter anderem 
in der Gesundheitspolitik (Artikel 4: Pränataldiag-
nostik; Artikel 10: pandemiebedingte Triage; Arti-
kel 25: häusliche Intensivpflege). 

Die Partizipation von Menschen mit Behinderun-
gen und ihren Organisationen findet zwar regel
mäßig statt, aber nicht immer in geeigneten und 
sinnstiftenden Formaten und auch nicht in allen  
Politikbereichen (Artikel 4: Partizipation; Artikel 



29: haupt- und ehrenamtliche politische Tätigkeit). 
In Partizipationsprozessen werden die Stimmen 
von Selbstvertreter*innen oft nicht vorrangig  
gehört.

In der Gesamtschau bleibt – wie schon im Parallel-
bericht zur ersten Staatenprüfung 20151 – festzu-
stellen, dass der Vertragsstaat bei Weitem nicht  
alles Notwendige und Mögliche unternimmt, um 
die Konvention umzusetzen. Die verfügbaren Mit-
tel im Sinne von Artikel 4 Absatz 2 UN-BRK wur-
den und werden nicht ausgeschöpft.

Erneut vermisst die Monitoring-Stelle in den  
Berichten des Vertragsstaats im laufenden Prüf-
verfahren eine selbstkritische und vertiefte Aus
einandersetzung mit bestehenden Problemen und 
Umsetzungsdefiziten. 

Umso mehr bedarf es aktueller, nachdrücklicher 
Impulse durch den Ausschuss, um der Umsetzung 
der Konvention in Deutschland neue Kraft zu ver-
leihen und die richtige Richtung zu geben.

1	 Deutsches Institut für Menschenrechte, Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskonvention (2015), S. 4.
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Einleitung

2	 Zu den Verbändekonsultationen siehe: https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/das-institut/abteilungen/monitoring-stelle-un-behin-
dertenrechtskonvention/verbaendekonsultation (abgerufen am 28.06.2023).

1.	Die Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechts
konvention (Monitoring-Stelle) des Deutschen  
Instituts für Menschenrechte (DIMR) ist der unab-
hängige Überwachungsmechanismus Deutsch-
lands nach Artikel 33 Absatz 2 UN-Behinderten-
rechtskonvention (UN-BRK).

2.	Mit dem vorliegenden Parallelbericht benennt 
die Monitoring-Stelle ausgewählte Problembe
reiche bei der Umsetzung der Konvention in 
Deutschland, denen der UN-Fachausschuss für die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen (Aus-
schuss) in seiner 29. Sitzung im August 2023 be-
sondere Aufmerksamkeit widmen sollte. 

3.	Im Hinblick auf die vorgegebene Wortbegren-
zung enthält dieser Bericht weder Aussagen zu  
allen Konventionsartikeln noch zu allen in der 
Frageliste des Ausschusses aufgeworfenen Aspek-
ten, sondern konzentriert sich auf die aus Sicht 
der Monitoring-Stelle besonders wichtigen und 
drängenden Themen. Er ist daher keine umfas-
sende oder gar abschließende Bestandsaufnahme 
der Umsetzung der UN-BRK in Deutschland. Wenn 
ein Thema nicht aufgegriffen wird, bedeutet das 
nicht, dass es nicht relevant wäre für die Umset-
zung der Konvention.

4.	Die Ausrichtung des Parallelberichts wurde  
der Zivilgesellschaft in Einklang mit Artikel 33  
Absatz 3 UN-BRK im Rahmen der Verbändekonsul-
tationen mehrfach vorgestellt und diskutiert. Es 
gab auch die Möglichkeit für schriftliche Rück
meldungen.2 Die Monitoring-Stelle ist bestrebt, in 
ihrem Bericht dringliche Anliegen von Menschen 
mit Behinderungen und ihren Organisationen auf-
zugreifen und gleichzeitig ihre vielfältigen Perspek-
tiven zu integrieren.

https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/das-institut/abteilungen/monitoring-stelle-un-behindertenrechtskonvention/verbaendekonsultation
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/das-institut/abteilungen/monitoring-stelle-un-behindertenrechtskonvention/verbaendekonsultation
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Artikel 4: Allgemeine Verpflichtungen

3	 Bundesministerium für Arbeit und Soziales (2014).
4	 Deutsches Institut für Menschenrechte, Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskonvention (2021a); Deutscher Behindertenrat 

(06.11.2018).

Partizipation

Situationsbeschreibung

5.	Eine angemessene Partizipation von Menschen 
mit Behinderungen und ihren Organisationen findet 
weder auf allen politischen Ebenen statt noch in  
allen Zuständigkeitsbereichen. 

6.	Auf Bundesebene gab es vereinzelt gute An-
sätze und neue Formate, etwa der vom Bundes-
justizministerium gesteuerte Prozess im Vorfeld 
der jüngsten Reform des Betreuungsrechts sowie 
anfänglich die Erarbeitung des Bundesteilhabege-
setzes (BTHG) ab 2014.3 Jedoch wurde bei Letzte-
rem nicht transparent begründet, warum viele Er-
gebnisse des Beteiligungsverfahrens nicht in die 
im Jahr 2016 vorgelegten Gesetzentwürfe eingin-
gen. Auch bei der Fortschreibung des Nationalen 
Aktionsplans zur UN-BRK ist eine wirksame Parti-
zipation aktuell nicht mehr gewährleistet. Ein Dis-
ability Mainstreaming ist in den Ressorts der Bun
desregierung kaum zu erkennen, dies fiel zuletzt 
besonders im Bereich der Gesundheitspolitik auf. 
An gesundheitspolitischen Verordnungen zu 
Schutz und Sicherheit während der Corona-Pan-
demie wurden – trotz teilweise gravierender men-
schenrechtlicher Folgen für Menschen mit Behin-
derungen – ihre Verbände kaum oder nur unter 
erschwerten Bedingungen, nach starkem Drängen 
und oft mit sehr kurzen Fristen beteiligt.

7.	Selbstvertretungsorganisationen von Menschen 
mit Behinderungen verfügen für ihre Tätigkeiten 
nur über geringe Ressourcen.4 Sie arbeiten oft eh-
renamtlich und es fehlen ihnen angemessene 
Rahmenbedingungen für eine Beteiligung. Weder 
erleichtert ihnen die Verwaltung durch barriere-
freie Formate und angemessene Fristen eine Be-
teiligung noch erhalten Personen, die sich  
ehrenamtlich politisch engagieren, die nötige  
Assistenz. 

8.	Die Nutzung des Partizipationsfonds auf Bun-
desebene wird durch bürokratische Hürden wie 
Antrags- und Abrechnungsformalitäten erschwert 
und erlaubt bisher keine langfristige Unterstüt-
zung von Selbstvertretungsstrukturen abseits von 
Projekten.

Bewertung

9.	Die Beteiligung von Menschen mit Behinderun-
gen und ihren Organisationen an politischen Pro-
zessen wird den Maßstäben der Konvention wei-
terhin nicht gerecht. Die Bereitschaft, politische 
Verfahren partizipativ zu gestalten, ist unter-
schiedlich stark ausgeprägt und es fehlt ein flä-
chendeckendes Bewusstsein für den Umfang des 
Partizipationsgebots der UN-BRK. Stimmen von 
Selbstvertreter*innen werden nicht prioritär ge-
hört, auch gelingt es nur selten, Menschen mit  
Behinderungen in ihrer Vielfalt anzusprechen. So 
werden insbesondere Kinder mit Behinderungen 
und Menschen mit Behinderungen in vulnerablen 
Lebenslagen weiterhin kaum beteiligt.

Vorschlag für Empfehlungen

Siehe Anhang 1, Ziffer 122

122. Die Monitoring-Stelle regt an, dem  
Vertragsstaat zu empfehlen,

	−  �der Beteiligung von Selbstvertretungsorga
nisationen bei der Erarbeitung politischer  
Programme sowie in Gesetzgebungs- und 
anderen Normsetzungsverfahren einen  
angemessenen Stellenwert einzuräumen, 
neue barrierefreie Formate zu erproben 
und für eine sinnhafte Beteiligung ausrei-
chend lange Fristen anzusetzen;

	−  �in allen Geschäftsbereichen ein effektives 
Disability Mainstreaming sicherzustellen,  



ART IKEL 4:  ALLGEMEINE VERPFL ICHTUNGEN12

indem verwaltungsinterne Leitlinien zur 
konsequenten Einbeziehung von Menschen 
mit Behinderungen entwickelt beziehungs-
weise überarbeitet werden;

	−  �Selbstvertretungsorganisationen auf dauer-
hafter Basis zu fördern und angemessen 
auszustatten;

	−  �die Selbstvertretung von Kindern und 
Jugendlichen mit Behinderungen in allen  
Bereichen und auf kommunaler, Länder- 
und Bundesebene zu stärken. Dazu gehört 
auch die Unterstützung der Gründung ent-
sprechender Organisationen.

Normenprüfung

Situationsbeschreibung

10.	Eine systematische und umfassende Überprü-
fung neuer und bestehender Rechtsvorschriften 
im Lichte der UN-BRK findet weder auf Bundes- 
noch auf Länderebene statt. Es fehlen gesetzliche 
Grundlagen, die eine Überprüfung vorschreiben, 
Prüfraster, anhand derer die Vereinbarkeit von  
Gesetzen mit der Konvention kontrolliert werden 
kann, und wirksame Regelungen, wie Prüfergeb-
nisse berücksichtigt werden sollen. Auf Länder-
ebene existieren lediglich vereinzelt Vorgaben zur 
Überprüfung von neuen gesetzlichen Vorschriften, 
etwa in Hessen, NRW, Sachsen-Anhalt und Berlin.5

11.	Bei der Überprüfung des bestehenden Rechts 
mangelt es nach wie vor an Konzepten, die Fristen 
und andere Vorgaben zur Umsetzung der Ergeb-
nisse der Normenprüfung enthalten. Nur drei Län-
der6 haben systematische Normenprüfungspro-
zesse durchgeführt. In der Folge stehen sowohl 
bestehende als auch neue Gesetze weiterhin oft 
nicht mit dem Übereinkommen in Einklang.

5	 § 32 iVm Anlage 2 GGO Hessen; § 6 Absatz 2 IGG NRW; die bislang weitestgehende Vorgabe enthält seit 2021 § 8 Absatz 4 Landesgleich-
berechtigungsgesetz Berlin: „Bei der Erstellung von Gesetzentwürfen und dem Erlass von untergesetzlichen Regelungen sowie im beste-
henden Recht ist sicherzustellen, dass diese Menschen mit Behinderungen nicht diskriminieren oder in ihrem Recht auf gleichberechtigte, 
volle und wirksame Teilhabe an der Gesellschaft beeinträchtigen. Zur regelmäßigen Durchführung der Normenprüfung werden geeignete 
Regelungen getroffen.“

6	 Thüringen 2016, Sachsen-Anhalt 2014/15, Berlin 2013/2014.

Bewertung

12.	Die Bemühungen des Vertragsstaats, beste-
hende und neue Rechtsnormen auf Vereinbarkeit 
mit der Konvention zu überprüfen, bleiben weiter-
hin deutlich hinter Artikel 4 Absatz 1 Buchstaben 
a, b UN-BRK zurück und zeigen, dass die Bedeu-
tung und Tragweite der Rechte von Menschen mit 
Behinderungen auf der normativen Ebene nach 
wie vor nicht ausreichend berücksichtigt werden.

Vorschlag für Empfehlungen

Siehe Anhang 1, Ziffer 123

123. Die Monitoring-Stelle regt an, dem  
Vertragsstaat zu empfehlen,

	− � �gesetzlich zu verankern, dass bestehendes 
und künftiges Bundes- und Landesrecht 
standardmäßig und verpflichtend am Maß-
stab der UN-BRK zu überprüfen ist, und 
hierfür ein Konzept inklusive Zeitrahmen 
und Normenprüfraster zu entwickeln;

	−  �die Ergebnisse der durchgeführten Normen-
prüfung zeitnah umzusetzen und die inner-
staatlichen Rechtsvorschriften mit dem 
Übereinkommen in Einklang zu bringen.

Unterlassen der Förderung schäd
licher Entwicklung für das gesell-
schaftliche Bewusstsein / Pränatal-
Diagnostik

Situationsbeschreibung

13.	Seit Juli 2022 ist der nicht-invasive Pränatal-
Test (NIPT) auf Chromosomen-Abweichungen eine 
Kassenleistung. Mit ihm wird mit einer Blutprobe 
eine Wahrscheinlichkeit für Trisomie 13, 18 und 
21 in der Schwangerschaft ermittelt. Das Ergebnis  
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ist keine Diagnose, sondern lediglich eine – sehr 
ungenaue7 – Wahrscheinlichkeitsangabe. Seit  
Einführung des NIPT als Kassenleistung haben 
Schwangerschaftsabbrüche deutlich zugenom-
men.8 Gleichzeitig ist eine Zunahme von invasiven 
Pränatal-Tests zu verzeichnen – diese sollten 
durch den NIPT eigentlich vermieden werden, die-
nen aber zur Abklärung etwaiger falsch-positiver 
Anzeigen.9 Die bisherigen Entwicklungen in der 
Praxis deuten darauf hin, dass der NIPT wie ein 
Regelverfahren angewendet wird und mehr inva-
sive Tests nach sich zieht.

Bewertung

14.	Durch die Kostenübernahme des NIPT als  
Regelleistung der Krankenkassen besteht die  
Gefahr eines wachsenden gesellschaftlichen 
Drucks, Kinder mit Trisomie abzutreiben. Eine  
angemessene gesellschaftliche und politische  
Debatte zu den im Hinblick auf Artikel 8 UN-BRK 
höchst problematischen Implikationen des Verfah-
rens wurde nicht geführt. Weitere Pränatal-Tests 
für unterschiedliche Gendefekte und Erkrankun-
gen befinden sich bereits in der Entwicklung.  
Dies führt zu einer Erstarkung des medizinischen 
Modells von Behinderung und ist Ausdruck des-
sen, dass Beeinträchtigungen als unvereinbar mit 
einem guten Leben gesehen werden.

7	 Im Bundesland Bremen lag die Quote von falsch-positiven NIPT-Befunden bei 30 % (Bremische Bürgerschaft 13.03.2023, S. 2).
8	 Landesfrauenbeauftragte der Freien Hansestadt Bremen / Landesbehindertenbeauftragter der Freien Hansestadt Bremen (2023).
9	 Ebd. 

Vorschlag für Empfehlungen

Siehe Anhang 1, Ziffer 124 

124. Die Monitoring-Stelle regt an, dem Ver-
tragsstaat zu empfehlen,

	− � ein umfassendes Monitoring zur Umset-
zung und zu den Folgen der Kassenzulas-
sung von NIPT einzuführen;

	−  �die gesellschaftlichen, ethischen und recht
lichen Implikationen der Kassenzulassung 
des NIPT durch ein interdisziplinäres und 
mit Selbstvertreter*innen behinderter  
Menschen besetztes Expert*innengremium 
prüfen zu lassen;

	−  �bis zur Regelung der ethischen Herausfor-
derungen Zulassungsstopps für weitere 
pränatale Testverfahren zu erlassen.
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Artikel 5: Gleichberechtigung und  
Nichtdiskriminierung

10	 So genannte Massengeschäfte, Versicherungen und (eingeschränkt) Wohnungsmietverträge.
11	 LADG Berlin; einige andere Länder planen Landesantidiskriminierungsgesetze, so etwa Hessen, Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz.
12 Außer Brandenburg und Baden-Württemberg.
13	 So etwa im Schulrecht, ÖPNV-Gesetzen, Hochschulgesetzen.
14	 Vgl. etwa § 26 Absatz 7 Berliner Mobilitätsgesetz.
15	 Vgl. § 12 und § 12e BGG.
16	 Bündnis AGG Reform-Jetzt! (2022); Berghahn u. a. (2016).

Gesetzlicher Diskriminierungsschutz, 
Durchsetzbarkeit und Verankerung 
angemessener Vorkehrungen

Situationsbeschreibung

15.	Der Diskriminierungsschutz gegenüber Unter-
nehmen und anderen privaten Akteuren deckt 
nach wie vor nicht alle Rechts- und Lebensbe
reiche von Menschen mit Behinderungen ab. Er  
ist vor allem im Allgemeinen Gleichbehandlungs
gesetz (AGG) geregelt, erstreckt sich jedoch  
unverändert nur auf das Arbeitsleben und einen  
eingeschränkten Bereich von zivilrechtlichen Ver
trägen.10 Wichtige andere Verträge wie zum Bei-
spiel private Behandlungsverträge bleiben ausge-
nommen. Auf Landesebene existiert bisher nur im 
Land Berlin ein Landesantidiskriminierungsge-
setz.11 Angemessene Vorkehrungen spielen zwar 
im Rahmen der Auslegung des AGG und in der 
Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts (BAG) 
eine Rolle, eine explizite gesetzliche Verankerung 
angemessener Vorkehrungen im Privatrecht exis-
tiert jedoch weiterhin nicht. 

16.	Immerhin werten nun nahezu alle Länder12 und 
der Bund die Versagung von angemessenen Vor-
kehrungen durch öffentliche Stellen als eine justi-
ziable Benachteiligung von Menschen mit Behinde-
rungen. Geregelt wurde dies aber nur in den 
jeweiligen Behindertengleichstellungsgesetzen. 
Die für die Praxis vielfach bedeutsameren spezial-
gesetzlichen Normen13 nennen entsprechende 
Verpflichtungen – bis auf einzelne Ausnahmen14 – 
weder im Wortlaut noch durch ausdrücklichen Ver-
weis. Die Behindertengleichstellungsgesetze rich-
ten sich aber grundsätzlich nur an staatliche 

Stellen. Sie enthalten inzwischen zwar auch ver-
einzelte Verpflichtungen privater Akteure, aber  
nur zur Zulassung von Assistenzhunden und zur 
Bereitstellung barrierefreier Informationstechnik.15 

17.	Da viele von Diskriminierung Betroffene die 
mit einem langwierigen Gerichtsverfahren ein
hergehenden Belastungen nicht tragen können,  
ermöglichen die Behindertengleichstellungs
gesetze Verbandsklagen. Dieses Verbandskla-
gerecht wird in der Praxis jedoch kaum genutzt. 
Klageberechtigte Verbände führen dies zurück 
auf mangelnde finanzielle, personelle und zeit
liche Ressourcen bei gleichzeitig hohem Prozess
kostenrisiko, zu hohe Zulässigkeitshürden für Kla-
gen und die zu geringe Wirkung eines erreichbaren 
Urteils. In der Regel kann nämlich durch Verbände 
nur die gerichtliche Feststellung einer Diskrimi-
nierung erwirkt werden, was oft nicht ausreicht, 
um die diskriminierende Praxis zu beenden und 
eine nachhaltige Veränderung zu bewirken. Weiter
gehende Klagen, etwa auf Unterlassung, Beseiti-
gung von Verstößen oder Schadensersatz, sieht 
bislang nur das Land Berlin vor. Gegenüber priva-
ten Akteuren ist bisher noch kein Verbandsklage-
recht im AGG verankert. Die Forderung, dies zu  
ändern, existiert seit Längerem und bekommt  
derzeit verstärkt Nachdruck.16
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Bewertung

18.	Menschen mit Behinderungen sind in Deutsch-
land nicht ausreichend gegen Diskriminierung 
durch private Akteure geschützt. Es gibt weder auf 
Bundes- noch auf Landesebene hinreichend effek-
tive Regelungen. Auf Bundesebene bedarf es zum 
einen einer Reform des AGG, um auch Menschen 
mit Behinderungen einen wirksamen Diskriminie-
rungsschutz zu bieten. Zum anderen sollten auch 
die Behindertengleichstellungsgesetze private  
Akteure deutlich wirksamer adressieren.

19.	Die bisherige gesetzliche Verankerung ange-
messener Vorkehrungen in Deutschland bleibt  
hinter der proaktiven Gewährleistungspflicht, wie 
sie in Artikel 5 Absatz 3 UN-BRK formuliert ist, 

17	 Deutscher Bundestag (11.11.2022), S. 101, 348.

deutlich zurück. Das Verständnis dessen, wie  
angemessene Vorkehrungen umgesetzt werden 
können, ist auch 2023 noch weitgehend unterent-
wickelt –sei es in der Verwaltung, in der Gerichts-
barkeit oder bei Anbietern von Sozialleistungen; 
dies betrifft insbesondere auch die Gewährleis-
tung für Menschen mit psychischen und intellektu-
ellen Beeinträchtigungen. Hier sind Grundlagen
forschung und Schulungsangebote dringend 
erforderlich.17

20.	Die große Durchsetzungsschwäche des Anti-
diskriminierungsrechts könnte insbesondere 
durch ein umfassendes und effektives Verbands-
klagerecht mit bundesweit gleichen Standards  
verbessert werden; dies fehlt jedoch bisher.

Vorschlag für Empfehlungen

Siehe Anhang 1, Ziffer 125

 �125. Die Monitoring-Stelle regt an, dem Ver-
tragsstaat zu empfehlen,

	− �den gesetzlichen Diskriminierungsschutz 
von Menschen mit Behinderungen gegen-
über privaten Akteuren auf alle Rechts- und 
Lebensbereiche auszuweiten, mit den für öf-
fentliche Stellen geltenden Vorschriften zu 
vereinheitlichen sowie effektiv als einklagba-
res Recht mit wirkungsvollen Rechtsfolgen 
auszugestalten;

	− �die gesetzlichen Regelungen zu angemesse-
nen Vorkehrungen auf den Privatsektor zu 

erweitern, um eine aktive Handlungspflicht 
zu ergänzen und in allen Bereichen systema-
tisch Schulungen zur Umsetzung angemes-
sener Vorkehrungen durchzuführen;

	− �Verbandsklagen umfassend, einschließlich 
gegenüber privaten Akteuren, zu ermög
lichen und wirkungsvoll auszugestalten, 
etwa durch Zulassung aller üblichen Klage-
arten, niedrige Zulässigkeitsvoraussetzun-
gen sowie Verringerung des Prozesskosten-
risikos mithilfe eines Rechtshilfefonds oder 
anderer Finanzierungsmöglichkeiten.
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Artikel 6: Frauen mit Behinderungen

18	 Bundesministerium für Arbeit und Soziales (2021a), S. 37, 50.
19	 Köbsell (2020).
20	 Bundesministerium für Arbeit und Soziales (2021a); Aktion Mensch (2021).
21	 Vgl. Deutscher Bundestag (11.11.2022), S. 6.

Empowerment und Förderung der 
Selbstvertretung und Datenerhebung 
zu Diskriminierungsrisiken

Situationsbeschreibung

21.	In Deutschland lebten 2017 rund 6,5 Millionen 
Frauen und Mädchen mit Behinderungen. Dies ent-
spricht etwa 15 % der weiblichen Bevölkerung.  
Davon lebten ca. 80.000 in Wohneinrichtungen.18 
Frauen und Mädchen mit Behinderungen sind in 
Deutschland Stigmatisierungen19 und mehrfacher 
Diskriminierung ausgesetzt: Unter anderem werden 
sie in ihren sexuellen und reproduktiven Rechten 
und in ihrem Recht auf Elternschaft eingeschränkt. 
Es fehlt eine flächendeckende barrierefreie gynäko-
logische Gesundheitsversorgung. Darüber hinaus 
sind Frauen und Mädchen vor allem in Einrichtun-
gen einem erhöhten Risiko von Gewalterfahrungen 
ausgesetzt. Sie haben verringerte Chancen auf ei-
nen Zugang zum inklusiven Arbeitsmarkt, arbeiten 
häufiger in Teilzeit und unterliegen einem erhöhten 
Armutsrisiko.20

22.	Die politischen Interessenvertretungen von 
Frauen und Mädchen mit Behinderungen weisen 
regelmäßig auf Diskriminierungsrisiken hin und 
setzen sich dafür ein, deren Lebenssituation zu 
verbessern. Die meisten von ihnen werden nur auf 
Projektbasis und damit befristet gefördert, so zum 
Beispiel Weibernetz e. V.. Dies erschwert ein konti-
nuierliches Arbeiten an den Themen und bindet 
viele personelle Kapazitäten für die Antragsstel-
lung zukünftiger Projektphasen.

23.	 Die Bundesregierung räumt selbst ein, dass 
der gesetzliche Auftrag an öffentliche Stellen,  
bestehende Benachteiligungen von Frauen mit  
Behinderungen zu beseitigen, ins Leere läuft, wenn 
nicht gleichzeitig mehr zu ihren besonderen Belan-
gen und Diskriminierungsrisiken geforscht wird.21 
Es fehlen menschenrechtsbasierte Daten und Stu-
dien zu unterschiedlichen Bereichen besonderer 
Gefährdung – unter anderem zu Barrieren bei der 
gesundheitlichen Versorgung, zum Selbstbestim-
mungsrecht bei der Familienplanung und zum  
tatsächlichen Vorhandensein von Angeboten der  
Elternassistenz und Eltern-Kind-Wohnangeboten 
oder zu Diskriminierungserfahrungen von Frauen 
mit Behinderungen, auch derjenigen, die von  
Rassismus betroffen sind.

Bewertung

24.	Die bisherigen staatlichen Maßnahmen rei-
chen nicht aus, um Frauen und Mädchen mit  
Behinderungen konsequent und systematisch zu 
empowern. Insbesondere mangelt es an einer dau-
erhaften verlässlichen Förderung der politischen 
Interessenvertretungen auf Bundes- und Länder-
ebene sowie an desaggregierten Daten nach Art 
der Beeinträchtigung und anderen Diskriminie-
rungsmerkmalen, um die besonderen Lebenslagen 
und Diskriminierungsrisiken dieser Gruppe sicht-
bar zu machen.
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Vorschlag für Empfehlungen

Siehe Anhang 1, Ziffer 126

126. Die Monitoring-Stelle regt an, dem Ver-
tragsstaat zu empfehlen,

	− �die Partizipation von Frauen mit Behinderun-
gen an öffentlichen Entscheidungsprozessen 
aktiv zu fördern, indem Selbstvertretungsor-
ganisationen und Netzwerke von Frauen mit 
Behinderungen dauerhaft und langfristig 
staatlich finanziert werden; 

	− �zur Stärkung ihrer Autonomie die gesetzlich 
vorgesehenen „Übungen zur Stärkung des 
Selbstbewusstseins“ behinderter Mädchen 
und Frauen im Rehabilitationssport (§ 64 
Abs. 1 Nr. 3 SGB IX) durch ein bundesweit 
flächendeckendes Leistungsangebot sicher-
zustellen;

	− �unter Einbeziehung von Selbstvertretungs
organisationen Daten zu Stigmatisierung,  
Bereichen besonderer Gefährdung und Dis
kriminierungserfahrungen von Frauen mit  
Behinderungen menschenrechtsbasiert zu  
erheben und dabei nach Art der Beeinträch-
tigung sowie anderen intersektionalen Merk-
malen zu desaggregieren;

	− �die Rechte von Frauen mit Behinderungen in 
der Behindertenpolitik und in der Frauen-  
beziehungsweise Gleichstellungspolitik zu 
berücksichtigen sowie in den Aktionsplänen 
zur Umsetzung der UN-BRK und frauenpoliti-
schen Programmen Maßnahmen in Berei-
chen besonderer Gefährdung aufzunehmen.
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Artikel 7: Kinder mit Behinderungen

22	 KJSG Artikel 1 Absatz 12 (Änderung SGB VIII §10).
23	 KJSG Artikel 1 Absatz 14 (Einführung SGB XIII §10b).
24	 So eine zentrale Forderung der geladenen Expert*innen auf der Veranstaltung „Gemeinsam zum Ziel: Wir gestalten die Inklusive Kinder- 

und Jugendhilfe“ des BMFSFJ. https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/aktuelles/alle-meldungen/gemeinsam-zum-ziel-inklusive-kinder-und- 
jugendhilfe-gestalten-195938 (abgerufen am 28.06.2023).

Inklusive Kinder- und Jugendhilfe

Situationsbeschreibung

25.	Das Unterstützungssystem für Kinder und  
Jugendliche mit Behinderungen ist heute zweige-
teilt: Behinderungsbezogene Leistungen für Kinder 
mit körperlichen, intellektuellen oder komplexen 
Beeinträchtigungen werden über die Eingliede-
rungshilfe (SGB IX), die für Kinder mit psycho
sozialen Beeinträchtigungen über die Kinder-  
und Jugendhilfe finanziert (SGB VIII). Ab dem 
01.01.2028 soll die Kinder- und Jugendhilfe als 
umfassendes Leistungsgesetz für alle Kinder und 
Jugendlichen inklusiv ausgestaltet werden.22  
Das im Juni 2021 in Kraft getretene Kinder- und  
Jugendstärkungsgesetz enthält erste entspre-
chende Änderungen, unter anderem die Einfüh-
rung von Verfahrenslotsen für Kinder und Jugend
liche mit Behinderungen und ihre Eltern ab 2024.23 
Für eine inklusive Ausgestaltung der Kinder- und 
Jugendhilfe bedarf es darüber hinaus multidiszipli-
närer Fachkompetenzen und eines Bewusstseins 
für die Belange und Leistungsansprüche behinder-
ter Kinder und Jugendlicher.24 Inwieweit eine ent-
sprechende Weiterbildung der relevanten Akteure 
wie zum Beispiel der Familiengerichte und Jugend-
ämter vorgesehen ist, ist zurzeit unklar.

Bewertung

26.	Kinder- und Jugendliche mit Behinderungen 
müssen gleichberechtigt mit anderen Kindern  
Zugang zu allen allgemeinen staatlichen Leistun-
gen erhalten, ohne ihren Anspruch auf behinde-
rungsbezogene Leistungen zu verlieren. Neben 
den gesetzlichen Änderungen müssen hierfür 
praktische Umsetzungsschritte vorgenommen  
und Ressourcen bereitgestellt werden. Die  
Selbstvertretungsorganisationen von Menschen 
mit Behinderungen, insbesondere Kindern und  
Jugendlichen, sollten im Reformprozess verstärkt 
aktiv beteiligt werden.

Vorschlag für Empfehlungen

Siehe Anhang 1, Ziffer 127

127. �Die Monitoring-Stelle regt an, dem Ver-
tragsstaat zu empfehlen,

	− �im Rahmen des SGB-VIII-Reformprozesses 
Selbstvertretungsorganisationen zu beteili-
gen, um die angemessene Bereitstellung  
behinderungsbezogener und allgemeiner 
Leistungen für Kinder und Jugendliche mit 
Behinderungen sicherzustellen;

	− �Angebote zu schaffen, die die Fachkräfte in 
der Verwaltung und Praxis der Kinder- und 
Jugendhilfe hinsichtlich der Bedarfe von Kin-
dern und Jugendlichen mit Behinderungen 
sensibilisieren und qualifizieren.

https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/aktuelles/alle-meldungen/gemeinsam-zum-ziel-inklusive-kinder-und-jugendhilfe-gestalten-195938
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Artikel 9: Zugänglichkeit

25	 Zu Einzelheiten siehe Deutsches Institut für Menschenrechte, Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskonvention (2021b).
26	 Deschermeier u. a. (2020), S. 35.

Produkte und Dienstleistungen

Situationsbeschreibung

27.	Zur Umsetzung des European Accessibility Act 
(EAA) wurde 2021 das sogenannte Barrierefrei-
heitsstärkungsgesetz (BFSG) verabschiedet. Das 
Gesetz beschränkt sich auf die absoluten Min-
destvorgaben des EAA. Vorhandene Spielräume, 
um Barrierefreiheit darüber hinaus herzustellen 
(etwa bei Gesundheitsdienstleistungen, Dienst-
leistungen im Bildungsbereich, bei Haushaltsge-
räten oder durch Einbeziehung der baulichen Um-
gebung von Geräten) wurden nicht genutzt.25 Die 
Rechtsdurchsetzung wird untergraben durch lange 
Übergangsfristen, weite Ausnahmetatbestände 
und schwache Sanktionen. Außerdem wurde die 
Marktüberwachung nicht effektiv geregelt: Bund 
und Länder schieben sich hierfür seit 2021 gegen-
seitig die Verantwortung zu; eine funktionierende 
Überwachungsbehördenstruktur fehlt bis heute.

28.	Generell wird beim universellen Design sowie 
bei der Barrierefreiheit von Produkten und Dienst-
leistungen weiterhin primär auf Eigenverantwor-
tung beziehungsweise Selbstverpflichtung der 
Wirtschaft gesetzt, obwohl dies bislang nicht ziel-
führend war.

Bewertung

29.	Bei der Umsetzung des EAA wurde eine wich-
tige Gelegenheit verpasst, die Barrierefreiheit von 
Produkten und Dienstleistungen zu verbessern. 
Dafür gab es keine wirtschaftlichen oder recht
lichen Hinderungsgründe. Hinzu kommt, dass der 
Vertragsstaat regelmäßig erst dann aktiv wird, 
wenn Vertragsverletzungsverfahren durch die  
Europäische Kommission drohen.

30.	Dies steht nicht im Einklang mit Artikel 4  
Absatz 2 UN-BRK und wird auch den Verpflichtun-
gen des Vertragsstaats, wie sie in der Allgemeinen 
Bemerkung Nr. 2 des Ausschusses formuliert sind, 
nicht gerecht.

Vorschlag für Empfehlungen

Siehe Anhang 1, Ziffer 128

128. Die Monitoring-Stelle regt an, dem Ver-
tragsstaat zu empfehlen,

	− �die gesetzlichen Vorgaben zur Barrierefrei-
heit von Produkten und Dienstleistungen 
nachzuschärfen, mit wirksamen Durchset-
zungsmechanismen zu versehen und unver-
züglich eine effektive, mit angemessenen  
Befugnissen und Ressourcen ausgestattete 
Marktüberwachungsstruktur aufzubauen.

Wohnungsbau

Situationsbeschreibung

31.	In Deutschland mangelt es flächendeckend an 
barrierefreiem Wohnraum: Weniger als 2,5 % der 
vorhandenen etwa 37 Millionen Wohnungen sind 
„barrierereduziert“.26 Der Anteil von ohne Ein-
schränkungen auch für Rollstuhlfahrer*innen nutz-
baren Wohnungen ist nochmals geringer. Zudem 
werden neu gebaute, barrierefreie Wohnungen nur 
zum Teil an Menschen mit Behinderungen verkauft 
oder vermietet; eine Belegungssteuerung findet al-
lenfalls im sozialen Wohnungsbau statt und bleibt 
ansonsten den Marktmechanismen überlassen.

32.	Im Bereich der sozialen Wohnraumförderung 
sind Ansätze erkennbar, Barrierefreiheit als wesent-
liches Element sozialen Bauens miteinzuplanen. 
2022 hat die Bundesregierung das „Bündnis  
bezahlbarer Wohnraum“ ins Leben gerufen, in  
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dessen Rahmen auch Maßnahmen zur Förde-
rung von bezahlbarem und barrierefreiem Wohn-
raum vereinbart wurden.27 Diese verweisen aber 
lediglich auf bestehende Förderinstrumente oder 
enthalten ergebnisoffene Prüfaufträge bis 2024. 
Insgesamt sind keine ernsthaften Bemühungen er-
kennbar, barrierefreies Bauen durchgängig zum 
Standard zu machen und wirksam durchzusetzen. 

33.	Die Bauvorschriften der Länder enthalten nur 
rudimentäre Regelungen zur Barrierefreiheit: In 
Wohngebäuden müssen in der Regel lediglich die 
Wohnungen eines Geschosses barrierefrei erreich-
bar sein; außerdem können für Bauherren bei  
„unverhältnismäßigem Mehraufwand“ Ausnahmen 
gewährt werden, wovon oft Gebrauch gemacht 
wird. Zudem wird die tatsächliche Einhaltung der 
Barrierefreiheits-Standards durch die Behörden 
kaum kontrolliert, weder während des Baus noch 
nach Fertigstellung. Immer wieder kommt es bei 
vorgeblich barrierefrei geplanten Vorhaben zu feh-
lerhaften Planungen oder Bauausführungen.

Bewertung

34.	Die bestehenden Förderinstrumente und Bau-
vorschriften reichen nicht aus, um die Barrierefrei-
heit im Wohnungsbestand signifikant zu verbes-
sern. Vorhandene Regulierungsmöglichkeiten 
werden nicht ausgeschöpft, meist mit der Begrün-
dung von höheren Baukosten durch mehr Flächen-
verbrauch für Barrierefreiheit. Dies zeigt, dass 
auch bei Neubauten wirtschaftliche Interessen 
nach wie vor höher gewichtet werden als die Vor-
gaben der UN-BRK. Die Missachtung von Artikel 9 
und 19 UN-BRK hat zur Folge, dass man im Woh-
nungsneubau weiter massiv Barrieren produziert, 
die den Baubestand der nächsten Jahrzehnte prä-
gen werden.

27	 Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen (2022), S. 58–59.

Vorschlag für Empfehlungen

Siehe Anhang 1, Ziffer 129

129. Die Monitoring-Stelle regt an, dem Ver-
tragsstaat zu empfehlen,

	− �die Verpflichtung zu barrierefreiem Bauen 
deutlich auszuweiten und auch im privaten 
Bausektor den Bau von nicht-barrierefreien 
Wohnungen und öffentlich zugänglichen  
Gebäuden nur in eng umgrenzten, vom  
Bauherrn zu begründenden Ausnahmefällen 
zuzulassen;

	− �staatliche Unterstützung privater Bautätig-
keit in Form von Fördergeldern, Zuschüssen, 
Steuererleichterungen und sonstigen Anreiz-
systemen sowohl im Neubau als auch im Be-
stand nur für Vorhaben zu gewähren, die 
den Standards barrierefreien Bauens genü-
gen;

	− �die zuständigen Aufsichtsbehörden zu schu-
len und mit ausreichenden Ressourcen und 
Befugnissen auszustatten, damit diese die 
Einhaltung der Barrierefreiheitsverpflichtun-
gen kontrollieren und Verstöße wirkungsvoll 
und nachhaltig ahnden können.
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Artikel 10: Recht auf Leben

28	 § 5c Infektionsschutzgesetz. https://www.gesetze-im-internet.de/ifsg/BJNR104510000.html (abgerufen am 28.06.2023)
29	 Bundesverfassungsgericht (2021): Beschluss vom 16. Dezember 2021, 1 BvR 1541/20. 

Triage bei pandemiebedingten  
Versorgungsengpässen

Situationsbeschreibung

35.	Seit 20.12.2022 ist per Gesetz28 geregelt, wie 
in einer pandemiebedingten Notlage, in der die  
intensivmedizinischen Behandlungskapazitäten 
nicht mehr für alle ausreichen, die Ressourcen  
zuzuteilen sind. Danach soll in einer Triage-Situa-
tion anhand der aktuellen und kurzfristigen Überle-
benswahrscheinlichkeit der betroffenen Person 
entschieden werden, um maximal viele Menschen 
zu retten. Jegliche Einstufung anhand einer Behin-
derung, des Alters oder anderer Merkmale gilt als 
Diskriminierung und ist verboten, ebenso wie ein 
Behandlungsabbruch einer begonnenen intensiv-
medizinischen Behandlung zugunsten einer ande-
ren Person mit besserer Überlebensprognose.

36.	Die gesetzliche Regelung erfolgte erst, nachdem 
mehrere Menschen mit Behinderungen erfolgreich 
Verfassungsbeschwerde gegen potenziell diskrimi-
nierende Richtlinien ärztlicher Fachgesellschaften 
erhoben hatten.29

Bewertung

37.	Das beschlossene Gesetz steht nicht im Ein-
klang mit der UN-BRK. Trotz des darin formulierten 
Benachteiligungsverbots ist es ein Einfallstor für 
die indirekte Diskriminierung von Menschen mit 
Behinderungen und von älteren Menschen.  
Zudem wird durch das gesetzliche Kriterium der 
„aktuellen und kurzfristigen Überlebenswahr-
scheinlichkeit“, das ein „survival of the fittest“ for-
dert, eine unverrückbare Grenze der Grund- und 
Menschenrechte überschritten: Die Menschen-
würde verbietet es, Menschenleben zahlenmäßig 
gegeneinander aufzuwiegen und eine Bewertung 
menschlichen Lebens staatlich zu legitimieren.

38.	Im Gesetzgebungsverfahren reflektierten  
weder das zuständige Bundesministerium noch 
das Parlament die menschenrechtliche Tragweite  
dieser Regelung hinreichend. Den fundierten  
rechtlichen Argumenten von Menschen mit 
Behinderungen und ihren Organisationen wurden 
im Beteiligungsverfahren deutlich weniger Gewicht 
zugemessen als der medizinischen Argumentation 
der Ärzteschaft.

Vorschlag für Empfehlungen

Siehe Anhang 1, Ziffer 130

130. Die Monitoring-Stelle regt an, dem Ver-
tragsstaat zu empfehlen,

	− �darauf hinzuwirken, die verabschiedete  
Regelung hinsichtlich ihrer Vereinbarkeit  
mit den Grund- und Menschenrechten vom 
Bundesverfassungsgericht überprüfen zu  
lassen.

https://www.gesetze-im-internet.de/ifsg/BJNR104510000.html
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Artikel 11: Gefahrensituationen und  
humanitäre Notlagen

30	 Spiegel-Online (16.07.2021): Flutopfer in Rheinland-Pfalz. Zwölf Tote in Wohnheim für Menschen mit Behinderung. https://www.spiegel.
de/panorama/sinzig-zwoelf-tote-in-wohnheim-fuer-menschen-mit-behinderung-a-846e8ca7-8687-4e26-b317-903c6a4a54a9 (abgerufen 
am 28.06.2023)

Barrierefreier Notruf und Katas
trophenschutz

Situationsbeschreibung

39.	Notrufdienste sind inzwischen weitgehend  
barrierefrei zugänglich, auch für Menschen mit 
Hör- und / oder Sprachbeeinträchtigungen. 
Schwierigkeiten bestehen noch bei der vollstän
digen Integration Deutscher Gebärdensprache  
in die bestehenden Notrufstrukturen.

40.	Zuletzt traten deutliche Mängel im Katastro-
phenschutz und Notfallmanagement zu Tage.  
Bei der Erarbeitung, Anpassung beziehungsweise 
Umsetzung von Notfallplänen und -konzepten wur-
den Menschen mit Behinderungen nicht oder nur 
verspätet beteiligt und zu wenig mitgedacht. War-
nungen an die Bevölkerung sowie Information und 
Kommunikation in Krisensituationen erfolgen 
kaum barrierefrei. Infolge einer fatalen Verkettung 
dieser Umstände starben im Juli 2021 während 
des Hochwassers im Ahrtal (Rheinland-Pfalz) zwölf 
Menschen mit Behinderungen in einem Wohnheim 
in Sinzig.30

41.	Die Maßnahmen des Vertragsstaats während 
der Corona-Pandemie (diskriminierende Freiheits-
einschränkungen durch Quarantäneregeln und 
Kontaktbeschränkungen sowie Impfpriorisierun-
gen) waren kaum teilhabeorientiert und zeigten 
ein veraltetes Bild von Behinderungen im Katastro-
phenschutz, das dem Paradigmenwechsel der  
UN-BRK hin zum menschenrechtlichen Modell 
nicht entspricht.

Bewertung

42.	Die konzertierten Maßnahmen des Vertrags-
staats für einen barrierefreien Notruf sind ein 
wichtiger Fortschritt. In Gänze betrachtet ent
sprechen die Vorkehrungen für den Katastrophen-
fall jedoch nicht den Vorgaben von Artikel 9, 11 
und 21 UN-BRK und bergen Diskriminierungsrisi-
ken, da sie die Lebenssituationen von Menschen 
mit Behinderungen nicht in ihrer Vielfalt 
berücksichtigen.

Vorschlag für Empfehlungen

Siehe Anhang 1, Ziffer 131

131. Die Monitoring-Stelle regt an, dem Ver-
tragsstaat zu empfehlen,

	− �seine Konzepte und Pläne für Notfall- und  
Katastrophensituationen unter Beteiligung 
von Menschen mit Behinderungen und den 
sie vertretenden Organisationen zu überar-
beiten und an die heutige vielfältige Lebens-
wirklichkeit von Menschen mit Behinderun-
gen anzupassen; dabei ist auf alle Aspekte 
barrierefreier Kommunikation zu achten;

	− �bei der Bewältigung einer Notfall- oder  
Katastrophensituation Menschen mit Behin-
derungen und ihre Organisationen angemes-
sen zu beteiligen und hierfür organisatorische 
Vorkehrungen zu treffen.

https://www.spiegel.de/panorama/sinzig-zwoelf-tote-in-wohnheim-fuer-menschen-mit-behinderung-a-846e8ca7-8687-4e26-b317-903c6a4a54a9
https://www.spiegel.de/panorama/sinzig-zwoelf-tote-in-wohnheim-fuer-menschen-mit-behinderung-a-846e8ca7-8687-4e26-b317-903c6a4a54a9
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Artikel 12: Gleiche Anerkennung vor  
dem Recht

31	 Deutsches Institut für Menschenrechte (2021), S. 93ff.
32	 Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz (2018b), S. 37.
33	 §§ 1804-1881 BGB.
34	 Vgl. § 1821 BGB n.F.
35	 Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz (2018a), S. 348.
36	 Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz (2018a).
37	 Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz (2018b), S. 285ff.

Betreuungsrecht

Situationsbeschreibung

43.	Die rechtliche Handlungsfähigkeit kann in 
Deutschland für erwachsene Personen mit Behin-
derungen eingeschränkt werden, wenn eine recht-
liche Betreuung bestellt ist und eine erhebliche 
Selbstgefährdung angenommen wird.31 2015 gab 
es schätzungsweise 1,25 Millionen Betreuungen, 
aktuellere bundesweite Zahlen fehlen.32 Das Be-
treuungsrecht wurde nach mehrjährigem Vorlauf 
zum 1.1.2023 reformiert.33 

44.	Das reformierte Recht verdeutlicht stärker als  
bisher, dass rechtliche Betreuung in erster Linie  
Unterstützung bedeutet und nicht Vertretung.34 
Eine stärkere Bindung an Willen und Präferenzen 
der unterstützten Person wurde kodifiziert und der 
irreführende Begriff des „Wohls“ gestrichen. Es 
sind jedoch nicht alle menschenrechtlich relevan-
ten Punkte in der Reform aufgegriffen worden. Ins-
besondere können die unfreiwillige Unterbringung, 
Zwangsbehandlung und Zwangsfixierung nach wie 
vor durchgeführt werden. 

45.	Studien zeigen, dass in der Praxis ein beacht
licher Anteil aller Betreuungen durch alternative  
Unterstützungsangebote vermieden werden 
könnte35 und sich bestehende Betreuungen oft 
nicht ausreichend an der Selbstbestimmung der 
betreuten Person ausrichten.36 Bei rechtlichen  
Betreuer*innen und anderen Unterstützungsperso-
nen bestehen Kenntnislücken und Vorbehalte be-
züglich der unterstützten Entscheidungsfindung.37 
Dass das Betreuungsrecht innerhalb der relevan-
ten Ausbildungsgänge in Justiz, sozialer Arbeit und 

Verwaltung kaum thematisiert wird, verschärft die 
Problematik.

Bewertung

46.	Die Reform war ein wichtiger Schritt zur Umset-
zung der UN-BRK. Problematisch ist allerdings, dass 
die gesetzlichen Vorgaben für die Anwendung von 
Zwang davon ausgenommen wurden. In der Praxis 
bestehen weiterhin hohe Barrieren für eine men-
schenrechtskonforme Umsetzung und es fehlt an 
einer Strategie für die bundesweite Umsetzung von 
unterstützter Entscheidungsfindung. Die Datenlage 
im Betreuungswesen ist völlig ungenügend.

Vorschlag für Empfehlungen

Siehe Anhang 1, Ziffer 132

132. Die Monitoring-Stelle regt an, dem Ver-
tragsstaat zu empfehlen,

	− �Alternativen zur rechtlichen Betreuung zu 
stärken und auszubauen;

	− �eine umfassende Strategie zur Umsetzung 
der unterstützten Entscheidungsfindung zu 
entwickeln, die unter anderem die Einrichtung 
einer entsprechenden Fachstelle, die flächen-
deckende Qualifizierung von relevanten Per-
sonengruppen und eine bundesweite differen-
zierte Datenerhebung zum Betreuungswesen 
umfasst; 

	− �ausreichende Ressourcen bereitzustellen, um 
die Umsetzung unterstützter Entscheidungs-
findung sicherzustellen.
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Artikel 14 und 15: Freiheit und Sicherheit 
der Person / Freiheit von Folter oder grau-
samer, unmenschlicher oder erniedrigen-
der Behandlung oder Strafe

38	 Bundesverfassungsgericht (2016): Beschluss des Ersten Senats vom 26. Juli 2016, 1 BvL 8/15, Rn. 1–103.
39	 Bundesverfassungsgericht (2021): Beschluss der 2. Kammer des Ersten Senats vom 02. November 2021, 1 BvR 1575/18, Rn. 4.
40	 Zinkler (2023), S. 50.
41	 Schmitt-Schäfer / Henking / Brieger (2022), S. 11.
42	 Feißt / Lewe / Kammeier (01.03.2022).
43	 Freiheitsentziehende Maßnahmen bei Kindern sind mit dem Gesetz zur Einführung eines familiengerichtlichen Genehmigungsvorbehaltes 

für freiheitsentziehende Maßnahmen vom 17. Juli 2017 gemäß § 1631b Abs. 2 BGB unter ein familiengerichtliches Genehmigungserforder-
nis gestellt. Allerdings unterliegen Schutz- und therapeutische Maßnahmen für Kinder mit Behinderungen keinem richterlichen Genehmi-
gungsvorbehalt, auch wenn diese ebenfalls freiheitsentziehend sein können. 

44	 Deutsches Institut für Menschenrechte (2018), S. 57ff.
45	 Deutsches Institut für Menschenrechte (2018), S. 64f.; Zinkler (2023), S. 52f.
46	 Brieger (2022), S. 34; Steinhart / Wienberg (2017), S. 23f.

Anwendung von Zwang auf Basis  
einer Beeinträchtigung

Situationsbeschreibung

47.	Menschen mit Behinderungen können in 
Deutschland Zwang in Form einer unfreiwilligen 
Behandlung oder Unterbringung sowie in Form  
von freiheitsentziehenden Maßnahmen (FEM) aus-
gesetzt sein. Grundlage bilden dabei das Betreu-
ungsrecht, die psychiatrischen Ländergesetze und 
der Maßregelvollzug. 2016 hat das Bundesverfas-
sungsgericht Zwang als Ultima Ratio legitimiert.38 
Aktuell besteht das Risiko, dass bei der Evaluie-
rung der Vorgaben für ärztliche Zwangsmaßnah-
men im Rahmen des Betreuungsrechts (§1832 
BGB) ambulante Zwangsmaßnahmen erlaubt  
werden.39 

48.	Bestehende gesetzliche Sicherungen für das 
Selbstbestimmungsrecht behinderter Menschen 
werden in der Praxis nicht ausreichend genutzt. 
Im psychiatrischen Kontext variiert die Anwen-
dung von Zwang in den einzelnen Einrichtungen ex-
trem.40 In Einrichtungen der Pflege und Eingliede-
rungshilfe können rechtliche Betreuer*innen, die 
häufig nicht vor Ort sind und keinen Einblick in die 
Situation haben, nach einer gerichtlichen Geneh-
migung freiheitsentziehenden Maßnahmen zustim-

men.41 Im Strafrecht führt ein bei Schuldunfähigkeit 
angeordneter sogenannter Maßregelvollzug häufig 
zu wesentlich längerem Freiheitsentzug als im  
regulären Strafvollzug.42 Freiheitsentziehende Maß-
nahmen gegenüber Kindern und Jugendlichen mit 
Behinderungen werden häufig als therapeutisch not-
wendig deklariert, um so die gesetzlich erforderliche 
Genehmigung bei Vorliegen einer Behinderung zu 
umgehen. Somit bestehen für den Schutz der Frei-
heitsrechte von Kindern und Jugendlichen mit Behin-
derungen schwächere Vorgaben als für Kinder und 
Jugendliche ohne Behinderungen und Erwachsene 
mit Behinderungen.43 

49.	Die Versorgung für Menschen mit psychosozia-
len Behinderungen und Menschen mit hohem  
Unterstützungsbedarf ist institutionell angelegt 
und häufig mit einem Aufenthalt in einer Einrich-
tung fernab vom eigenen Wohnort verbunden. Es 
fehlt an wohnortnahen, ambulanten psychosozia-
len Angeboten und Krisenhilfen, insbesondere für 
Menschen mit komplexeren Problemlagen und 
langfristigen Beeinträchtigungen.44 Alternative  
Behandlungsformen zur Zwangsvermeidung  
werden nur modellhaft umgesetzt und nicht flä-
chendeckend angewendet.45 Erschwert wird die 
Situation durch den massiven Fachkräftemangel 
sowohl bei stationären als auch ambulanten psy-
chosozialen Angeboten.46 Es mangelt an Daten zur 
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Anwendung von Zwang auf Basis der unterschied-
lichen gesetzlichen Grundlagen in den verschiede-
nen Unterstützungssettings.

Bewertung

50.	Trotz gesetzlicher Nachschärfungen und der 
modellhaften Erprobung alternativer Ansätze wer-
den unfreiwillige Behandlungen und Unterbringun-
gen sowie freiheitsentziehende Maßnahmen auf 
Grundlage von Spezialgesetzen weiterhin legiti-
miert. Die lückenhafte Datenlage erschwert eine 
umfassende Identifizierung besonders schwerer 
Rechtsverletzungen und der Zusammenhänge mit 
strukturellen Problemen, etwa dem Mangel an 
Fachkräften und wohnortnahen Angeboten.

Vorschlag für Empfehlungen

Siehe Anhang 1, Ziffer 133

133. Die Monitoring-Stelle regt an, dem Ver-
tragsstaat zu empfehlen,

	− �die gesetzlichen Vorgaben für die Anwendung 
von Zwang und Freiheitsentzug entlang der 
menschenrechtlichen Vorgaben der UN-BRK 
zu reformieren beziehungsweise zu streichen; 
etwa im Rahmen der aktuellen Evaluierungen 
des § 1631b Abs. 2 BGB und des § 1832 
BGB;

	− �rechtebasierte, wohnortnahe und personen-
zentrierte Unterstützungsangebote auszu-
bauen und mit ausreichenden Ressourcen 
auszustatten;

	− �die Anwendung von Zwang differenziert 
(nach Art, gesetzlicher Grundlage, Ort der 
Anwendung, Dauer etc.) zu erheben und  
bundesweit zusammenzufassen;

	− �die Vermeidung und Beendigung von Zwang 
in Einrichtungen für Menschen mit Behinde-
rungen (Psychiatrie, Eingliederungshilfe, Kin-
der- und Jugendhilfe) als normative Anforde-
rung und strategisches Ziel für Politik und 
die Praxis der Leistungsgewährung zu defi-
nieren.



26 ART IKEL 16:  SCHUT Z VOR AUSBEUTUNG , GE WALT UND MISSBR AUCH

Artikel 16: Schutz vor Ausbeutung,  
Gewalt und Missbrauch

47	 Schröttle u. a. (2013); Schröttle / Hornberg (2014); zu den Vorfällen im Wittekindshof, einer großen Wohneinrichtung für Menschen mit beson-
derem Unterstützungsbedarf siehe: Süddeutsche Zeitung (12.01.2021): Misshandlungen in Behinderteneinrichtung: Eingesperrt und angebun-
den. https://www.sueddeutsche.de/panorama/bad-oeynhausen-wittekindshof-missbrauchsvorwuerfe-behinderteneinrichtung-1.5172416; 
zu Gewaltvorkommnissen in Werkstätten für Menschen mit Behinderungen siehe: RTL (27.02.20217): Team Wallraff: Diese Zustände können 
in Einrichtungen für Menschen mit Behinderungen entstehen. https://www.rtl.de/cms/team-wallraff-diese-zustaende-koennen-in-einrichtun-
gen- 
fuer-menschen-mit-behinderungen-entstehen-4088154.html (beide abgerufen am 28.06.2023).

48	 In Deutschland gibt es zu wenige Frauenhäuser, um den Bedarf zu decken; noch weniger davon sind barrierefrei. Dies hat der UN-Frauen-
rechtsausschuss (CEDAW) bereits 2009 mit Besorgnis angemahnt und auch das Expertengremium zur Istanbul-Konvention (GREVIO) 2022 
erneut festgestellt.

49	 Siehe Schröttle, u. a. (2021); Beauftragter der Bundesregierung für die Belange von Menschen mit Behinderungen / Deutsches Institut für 
Menschenrechte (2022); Expertengruppe zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt (GREVIO) (2022). 

Gewaltschutz

Situationsbeschreibung

51.	Menschen mit Behinderungen sind in Deutsch-
land stark von Gewalt betroffen. Besonders  
gefährdet sind sie in Einrichtungen sowie bei der  
Inanspruchnahme von Unterstützung und Pflege. 
Gewalterfahrungen umfassen psychische, sexua-
lisierte und körperliche Gewalt sowie strukturelle 
Gewalt durch Abhängigkeitsverhältnisse, unrecht-
mäßige freiheitsentziehende Maßnahmen oder un-
freiwillige Verhütung.47 

52.	In den letzten Jahren hat es gesetzliche Fort-
schritte beim Gewaltschutz gegeben. Hierunter fal-
len insbesondere die Verpflichtung aller Leistungs-
erbringer, Gewaltschutzkonzepte zu entwickeln  
(§ 37a SGB IX) und die Einführung von Frauen
beauftragten in Werkstätten für Menschen mit  
Behinderungen (§ 222 SGB IX). 

53.	Allerdings bestehen weiterhin große Lücken und 
Probleme: Von vielen Akteuren in Politik und Praxis 
wird das Thema Gewaltschutz nicht ernst genug ge-
nommen. Die Leistungserbringung ist nicht hinrei-
chend an Selbstbestimmung, dem Schutz der Würde 
und dem menschenrechtlichen Modell von Behinde-
rung orientiert. Gewaltschutzkonzepte existieren we-
der flächendeckend noch mit einheitlichen Qualitäts-
standards und werden auch nicht immer umgesetzt. 

Die im Staatenbericht erwähnten Bund-Länder-Ge-
spräche zum Gewaltschutz wurden in den letzten Jah-
ren nicht fortgeführt. Eine ressortübergreifende, poli-
tische Strategie gegen Gewalt, die auch die Länder in 
ihrer Zuständigkeit einbezieht, fehlt nach wie vor. 

54.	Notwendige politische Maßnahmen zum  
Gewaltschutz sind zwar bekannt, werden jedoch 
nicht umgesetzt. Dies umfasst unter anderem die 
Einsetzung von unabhängigen Überwachungsorga-
nen mit menschenrechtlichem Mandat gemäß Ar-
tikel 16 Absatz 3 UN-BRK, eine bedarfsdeckende 
Versorgung mit barrierefrei zugänglichen Frauen
häusern und Frauennotrufen48, die flächendeckende 
Schulung von Polizei und Justiz zu den Bedarfen von 
behinderten Opfern und Zeug*innen für ein barriere-
freies Strafverfahren, die Sicherstellung der Anwend-
barkeit des Gewaltschutzgesetzes in Einrichtungen 
zur Trennung von Opfer und Täter*innen sowie die 
Einsetzung von Frauenbeauftragten in Wohneinrich-
tungen.49

Bewertung

55.	Trotz einiger gesetzlicher Verbesserungen wird 
die Schutzpflicht des Staates, die Leistungserbrin-
gung in der Praxis wirksam an die grund- und men-
schenrechtlichen Vorgaben zu knüpfen, nicht hin
reichend erfüllt. Der Gewaltprävention muss in Politik 
und Praxis ein prioritärer Stellenwert gegeben  
werden.

https://www.sueddeutsche.de/panorama
https://www.rtl.de/cms/team-wallraff-diese-zustaende-koennen-in-einrichtungen-
https://www.rtl.de/cms/team-wallraff-diese-zustaende-koennen-in-einrichtungen-


27ART IKEL 16:  SCHUT Z VOR AUSBEUTUNG , GE WALT UND MISSBR AUCH

Vorschlag für Empfehlungen

Siehe Anhang 1, Ziffer 134

134. Die Monitoring-Stelle regt an, dem Ver-
tragsstaat zu empfehlen,

	− �einen vom Bund gesteuerten Diskussions
prozess mit den Ländern, Kommunen und 
Leistungserbringern und unter Beteiligung 
der Selbstvertretungsorganisationen zu star-
ten und zu verstetigen und im Rahmen des-
sen Maßnahmen für eine nationale Gewalt-
schutzstrategie für Menschen mit 
Behinderungen zu verabschieden;

	− �die Verpflichtung zu Gewaltschutzkonzepten 
in Einrichtungen und Dienstleistungen  
(§ 37a SGB IX) auf ihre Praxiswirksamkeit 

hin zu evaluieren und gegebenenfalls gesetz-
geberisch nachzusteuern, um sicherzustel-
len, dass Gewaltschutz ein ständiges Thema 
der Organisationsentwicklung in der Leis
tungserbringung bleibt;

	− �gesetzlich sicherzustellen, dass die Ausbil-
dung von Fachkräften der Eingliederungs-
hilfe nach einem menschenrechtsbasierten 
Leitbild erfolgt, in Anschluss an die Empfeh-
lungen der Studie zur „Transformation von 
Dienstleistungen für Menschen mit  
Behinderungen“ des UN-Sonderberichter-
statters für die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen (UN-Dok. A/HRC/52/32).
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Artikel 17: Schutz der Unversehrtheit  
der Person

50	 Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (2019); Zinsmeister (2017).
51	 Zinsmeister (2017).
52	 Klasen (2023).
53	 Zinsmeister (2017).
54	 Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (2019); Leeb / Weber (2015); Zinsmeister (2012, 2017).
55	 Michel u. a. (2017).

Reproduktive Rechte von Frauen mit 
Behinderungen

Situationsbeschreibung

56.	In Deutschland werden Frauen mit Behinde-
rungen mehr als achtmal häufiger sterilisiert als 
Frauen insgesamt.50 Besonders betroffen sind 
Frauen mit intellektuellen Beeinträchtigungen. Um 
Frauen zur Einwilligung in die Sterilisation zu be-
wegen, werden in Wohneinrichtungen teilweise 
Informationen vorenthalten, Frauen falsch infor-
miert oder emotionalem Druck ausgesetzt.51 Seit 
01.01.2023 ist eine Reform in Kraft, die Sterilisa-
tionen von als einwilligungsunfähig kategorisierten 
Menschen zwar nicht gänzlich verbietet, aber  
vorgibt, dass sie dem „natürlichen“ Willen der  
betroffenen Person entsprechen muss.52 Die Bun-
desregierung hat eine Studie angekündigt, die die 
gerichtliche Bewilligungspraxis untersuchen soll. 
Es bleibt abzuwarten, ob die Reform dazu führt, 
dass keine Sterilisationen mehr ohne die freie und 
informierte Zustimmung stattfinden.

57.	Eine weitere häufige Praxis, um Schwanger-
schaften bei Frauen mit intellektuellen Beein
trächtigungen zu verhindern, ist die Dreimonats-  
beziehungsweise Depotspritze zur hormonellen 
Verhütung. Laut einer Umfrage haben ein Drittel 
der Frauen in stationären Einrichtungen, die nicht 
sterilisiert worden sind, schon eine solche Injek-
tion erhalten.53 Im Vergleich dazu werden diese 
Spritzen wegen der starken Nebenwirkungen all-
gemein nur bei einem Prozent der Frauen und nur 
über einen kurzen Zeitraum angewandt.54

58.	Erfahrungsberichte deuten zudem darauf hin, 
dass in Wohneinrichtungen der Eingliederungshilfe 

Abtreibungen ohne freie und informierte Zustim-
mung durchgeführt werden. Unklar ist, inwieweit 
auf schwangere Frauen mit Behinderungen Druck 
ausgeübt wird abzutreiben. Es gibt bisher keine 
Daten und Informationen darüber, in welchem  
Umfang dies geschieht. 

59.	Es mangelt darüber hinaus an flächendecken-
den Strukturen, um die Elternschaft von Men-
schen mit Behinderungen zu ermöglichen und zu 
unterstützen. So fehlen ambulante Eltern-Kind-
Wohnangebote der Eingliederungshilfe sowie  
Angebote der Begleiteten Elternschaft und Eltern-
Assistenz nach § 78 Abs. 3 SGB IX.55

Bewertung

60.	Die Gewährleistung der sexuellen und repro-
duktiven Rechte von Frauen mit Behinderungen ist 
derzeit nicht sichergestellt. Hinweise auf Schwan-
gerschaftsverhütung und -abbrüche ohne freie 
und informierte Zustimmung sind besorgniserre-
gend. Eine Aufklärung über das Recht auf Eltern-
schaft gemäß Artikel 23 UN-BRK findet nicht 
durchgängig statt und es fehlen entsprechende 
Unterstützungsangebote.
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Vorschlag für Empfehlungen

Siehe Anhang 1, Ziffer 135

135. Die Monitoring-Stelle regt an, dem Ver-
tragsstaat zu empfehlen,

	− �Studien zum Ausmaß von Verhütung und  
Abtreibung ohne freie und informierte  
Zustimmung in Einrichtungen der Eingliede-
rungshilfe durchzuführen, dies betrifft auch 
die Anwendung der neuen gesetzlichen  
Regelung zur Sterilisation;

	− �das Recht von Frauen mit Behinderungen zu 
stärken, selbstbestimmt über Familienpla-
nung zu entscheiden, unter anderem durch 

barrierefreie Aufklärung und Information 
und indem entsprechende Wohn- und Unter-
stützungsangebote vorgehalten werden;

	− �sicherzustellen, dass jede Form von Verhü-
tung nur mit informierter und freiwilliger  
Zustimmung und ohne Druck erfolgt; hierfür 
sollen Fachkräfte in Einrichtungen, Ärzt*in-
nen und Mitarbeitende von Beratungsstellen 
geschult und für die reproduktiven Rechte 
von Frauen mit Behinderungen sensibilisiert 
werden. 
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Artikel 18: Freizügigkeit und Staats
angehörigkeit

56	 Richtlinie des Europäischen Parlaments und Rates vom 26. Juni 2013 zur Festlegung von Normen für die Aufnahme von Personen, die  
internationalen Schutz beantragen, vom 29.6.2013 (2013/33/EU). https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri= 
celex%3A32013L0033 (abgerufen am 28.06.2023).

57	 Vgl. § 44 Abs. 2a und § 53 Abs. 3 AsylG; siehe auch Heuser (2021), S. 70.
58	 Siehe etwa Bundesweite Arbeitsgemeinschaft der psychosozialen Zentren für Flüchtlinge und Folteropfer (BAfF) (2020).
59	 Deutsches Institut für Menschenrechte (2017), S. 63-78; Deutsches Institut für Menschenrechte, Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechts-

konvention (2018); Deutsches Institut für Menschenrechte (2022c), S. 2.
60	 Deutsches Institut für Menschenrechte (2022c), S. 3; Janda (2021), S. 45.

Identifizierung, Unterbringung, Ver-
sorgung von geflüchteten Menschen 
mit Behinderungen

Situationsbeschreibung

61.	In Deutschland fehlt es nach wie vor an einer 
flächendeckenden Umsetzung der menschen- und 
europarechtlichen Vorgaben zur Identifizierung 
und bedarfsgerechten Unterbringung von geflüch-
teten Menschen mit Behinderungen, wie der EU-
Aufnahmerichtlinie56. Der Bundesgesetzgeber 
sieht die Länder dafür zuständig, die Identifizierun-
gen im Rahmen der Unterbringung vorzunehmen.57 
Im Ergebnis geschieht dies jedoch uneinheitlich 
und in allen Bundesländern unzureichend. Vor al-
lem nicht sichtbare Formen von Beeinträchtigun-
gen, wie etwa intellektuelle Beeinträchtigungen 
und chronische Erkrankungen, werden regelmäßig 
übersehen und die entsprechenden Bedarfe daher 
nicht erkannt.58 

62.	Unterkünfte sind selten barrierefrei, weder für 
mobilitätseingeschränkte Personen noch für Men-
schen mit anderen Beeinträchtigungen. Außerdem 
liegen die Unterkünfte oft dezentral und sind 
schlecht an die Infrastruktur angebunden, sodass 
Teilhabemöglichkeiten reduziert und behinde-
rungsspezifische Unterstützungsangebote und  
Gesundheitsdienstleistungen schwer zu erreichen 
sind.59

63.	Seit Jahren gibt es im Asylverfahren große  
Probleme bei der medizinischen Versorgung  
geflüchteter Menschen mit Behinderungen; diese 
ist auf akute Erkrankungen und Schmerzzustände  

beschränkt. Weitergehende Bedarfe liegen im  
Ermessen der Behörden und werden nur gewährt, 
wenn sie „im Einzelfall zur Sicherung des Lebens-
unterhalts oder der Gesundheit unerlässlich sind“. 
Die behinderungsbedingt erforderliche Versorgung 
mit zum Beispiel Therapien oder Hilfsmitteln bleibt 
damit häufig aus, was zu dauerhaften gesundheit
lichen Beeinträchtigungen führen kann.60

Bewertung

64.	Die strukturellen Probleme, denen geflüchtete 
Menschen mit Behinderungen in Deutschland  
gegenüberstehen, sind lange bekannt. Aktuell tref-
fen sie vor allem Schutzsuchende aus der Ukraine. 
Bund und Länder müssen den menschen- und  
europarechtlichen Anforderungen an die Identifi-
zierung, Unterbringung und Versorgung von  
geflüchteten Menschen mit Behinderungen aller 
Nationalitäten endlich gerecht werden.

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex%3A32013L0033
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Vorschlag für Empfehlungen

Siehe Anhang 1, Ziffer 136

136. Die Monitoring-Stelle regt an, dem Ver-
tragsstaat zu empfehlen,

	− �in Bund und Ländern gesetzliche Regelungen 
zu schaffen, wie Menschen mit Behinderun-
gen systematisch identifiziert und behinde-
rungsbedingte Bedarfe festgestellt werden;

	− �in Ländern und Kommunen eine ausrei-
chende Anzahl an barrierefreien Plätzen in 
Erstaufnahmeeinrichtungen und Gemein-

schaftsunterkünften zur Verfügung zu stel-
len und die Unterkünfte, die der geltenden 
DIN-Norm für das barrierefreie Bauen ent-
sprechen müssen, an das behinderungsspe-
zifische Unterstützungssystem anzubinden;

	− �die Regelversorgung von Geflüchteten mit 
Behinderungen mit Gesundheits- und Reha-
bilitationsleistungen von Anfang an im allge-
meinen Sozialleistungssystem gesetzlich zu 
gewährleisten.
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Artikel 19: Selbstbestimmt Leben und  
Inklusion in die Gemeinschaft

61	 Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen Träger der Sozialhilfe und der Eingliederungshilfe (BAGüS) (2023), S. 10f.
62	 Ebd., S. 6.
63	 Institut für angewandte Soziallwissenschaft (infas) (2022), S. 74f.
64	 Siehe UN, Ausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen (27.10.2017), Ziff. 16c.
65	 Ab dem 01.01.2023 liegt die Einkommensgrenze bei sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung und selbstständiger Tätigkeit bei 34.629 

€ und die Vermögensgrenze bei 61.100€, siehe https://umsetzungsbegleitung-bthg.de/service/aktuelles/neue-
beitragsbemessungsgrenzen-fuer-2023/ (abgerufen am 28.06.2023). 

66	 § 104 SGB IX.
67	 § 116 SGB IX i.V.m. § 104.
68	 § 43a SGB XI.
69	 Auf den Wegfall der beeinträchtigungsspezifischen Beratungsangebote wurde die Monitoring-Stelle im Rahmen der regelmäßigen Verbän-

dekonsultation hingewiesen.

Deinstitutionalisierung und personen-
zentrierte Assistenz

Situationsbeschreibung

65.	In Deutschland gibt es ein stark ausgebautes 
Angebot stationärer Wohnformen, das seine syste-
mische Bedeutung kaum verloren hat. Dagegen 
fehlen ambulante und personenzentrierte Unter-
stützungsangebote, insbesondere für Menschen 
mit intellektuellen Beeinträchtigungen und hohem 
Unterstützungsbedarf. Ein zielgerichteter Prozess 
zur Deinstitutionalisierung findet nicht statt. 

66.	Noch immer lebt fast die Hälfte aller Men-
schen mit Behinderungen, die Leistungen zum 
Wohnen beziehen, in besonderen Wohnformen. 
Das gilt vor allem für Menschen mit intellektuel-
len Beeinträchtigungen, die 64,4 % der Bewoh-
ner*innen ausmachen. Die Anzahl entsprechen-
der Wohnplätze ist seit 2012 durchschnittlich 
sogar leicht gestiegen (0,1 %).61 Für die besonde-
ren Wohnformen werden deutlich höhere staat-
liche Ressourcen aufgewandt als für die Assis-
tenz in eigener Häuslichkeit oder in Pflegefamilien 
(2021 8,3 Millionen gegenüber 3 Millionen Euro).62 
Das Recht auf ein selbstbestimmtes Leben wird in 
besonderen Wohnformen häufig verletzt: Bewoh-
ner*innen berichten über fehlende Privatsphäre, 
mangelnde Mitbestimmung, fehlende Wahlmöglich-
keiten bezüglich der Unterstützungspersonen und  
einen fehlenden Zugang zur Gemeinschaft.63  

Diese Wohnformen entsprechen damit weiterhin 
den Merkmalen institutioneller Wohnsettings. 64 

67.	Das Leistungsrecht für Menschen mit Behin-
derungen im Bereich Wohnen wurde mit Inkraft-
treten des Bundesteilhabegesetzes (BTHG) grund-
legend verändert. Die zentralen Ziele der Reform 
bestanden in einer stärkeren Personenzentrierung. 
Hierfür wurden ein Gesamtplanverfahren  
für die Ermittlung individueller Bedarfe eingeführt 
und personenzentrierte Assistenzleistungen in den 
Leistungskatalog aufgenommen. Die Einkommens- 
und Vermögensgrenze wurde deutlich  
erhöht. Trotzdem müssen Menschen mit Behinde-
rungen weiterhin mit ihren eigenen finanziellen 
Mitteln dafür aufkommen, wenn sie im Bereich 
Wohnen behinderungsbezogene Leistungen bean-
spruchen möchten.65 Das Wunsch- und Wahlrecht 
hinsichtlich Lebensort und Unterstützungsarran-
gement bleibt eingeschränkt, da ein Mehrkosten-
vorbehalt besteht66 und Leistungen gepoolt  
werden dürfen.67 Bewohner*innen besonderer 
Wohnformen haben außerdem weiterhin nur einen 
eingeschränkten Zugang zu Pflegeleistungen.68 

68.	Zudem zeigt das Gesetz beträchtliche  
Umsetzungsdefizite auf. So wird das neue Teil
habeverfahren in vielen Regionen nur zögerlich 
angewendet. Die Ergänzende unabhängige Teil
habeberatung (EUTB) wird zwar regelfinanziert, 
aber nicht flächendeckend umgesetzt und spe-
zialisierte Beratungsangebote etwa für gehörlose 
Menschen wurden abgeschafft.69 Die vorläufigen 

https://umsetzungsbegleitung-bthg.de/service/aktuelles/neue-beitragsbemessungsgrenzen-fuer-2023/
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Evaluationsberichte im Rahmen der Umsetzungs-
begleitung des Gesetzes verweisen auf Probleme 
bei der Verwirklichung des Wunsch- und Wahl-
rechts und der Beteiligung am Gesamtplanver
fahren.70

Bewertung

69.	In Deutschland fehlt es an koordinierten und 
weitreichenden Maßnahmen zur Verwirklichung 
der Deinstitutionalisierung. Die Umsetzung des 
BTHG ist drei Jahre nach Inkrafttreten des Geset-
zes ins Stocken geraten. Es besteht die Gefahr, 
dass seine Potenziale für die Stärkung des Rechts 
auf ein selbstbestimmtes Leben und Inklusion in 
die Gemeinschaft nicht ausgeschöpft werden.

70	 Deutscher Bundestag (23.12.2022), S. 74f.

Vorschlag für Empfehlungen

Siehe Anhang 1, Ziffer 137

137. Die Monitoring-Stelle regt an, dem Ver-
tragsstaat zu empfehlen,

	− �eine umfassende Strategie mit konkreten 
Zielvorgaben für die Deinstitutionalisierung 
zu entwickeln und dabei insbesondere Men-
schen mit intellektuellen und komplexen  
Beeinträchtigungen in den Blick zu nehmen; 
dabei sollen Menschen mit Behinderungen 
und ihre Organisationen adäquat beteiligt 
werden;

	− �die Angebotslandschaft personenzentrierter 
Unterstützung auszubauen, einen inklusiven 
Sozialraum zu gestalten und einen inklusi-
ven Wohnungsmarkt zu fördern;

	− �die gesetzlichen Regelungen nachzuschär-
fen, insbesondere bezüglich der Orientie-
rung der Leistungen am Wunsch- und Wahl-
recht, unter anderem durch

	− �die Aufhebung des Mehrkostenvorbe-
halts,

	− �die Aufhebung der Einkommens- und Ver-
mögensanrechnung,

	− �die Sicherstellung des selbstbestimmten  
Zugangs zu Unterstützungsdiensten jen-
seits von Zwängen eines „Poolens“ von 
Leistungen,

	− �die Sicherstellung eines uneingeschränk-
ten Zugangs zu Pflegeleistungen nach 
dem SGB XI, unabhängig von der Wohn-
form.
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Artikel 20: Persönliche Mobilität

71	 Deutsche Bahn (2023).
72	 Ebd.
73	 DB Fernverkehr AG (2022), S. 12.
74	 Tolmein (2019), S. 12-18.
75	 Deutscher Bahnkunden-Verband e.V. (06.09.2021).
76	 Verband Deutscher Verkehrsunternehmen e.V. (2021), S. 39.
77	 Landtag von Sachsen-Anhalt (24.06.2020), S. 15.
78	 Deutsches Institut für Menschenrechte, Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskonvention (2023).

Maßnahmen für eine barrierefreie 
Mobilität

Situationsbeschreibung

70.	Der barrierefreie Ausbau der Verkehrsinfra-
struktur schreitet fort, allerdings schleppend. Im 
Bahnverkehr waren nach Angaben der Deutschen 
Bahn AG Ende 2022 mehr als 80 % der Bahnsteige 
stufenfrei erreichbar,71 über die Hälfte mit taktilen 
Leitsystemen ausgestattet und mehr als neun von 
zehn Bahnsteigen für hörbeeinträchtigte Menschen 
barrierefrei.72 Im Fernverkehr sollen 42,5 % der 
Züge weitgehend barrierefrei sein,73 wobei hier  
die Bewertung der Barrierefreiheit schwierig ist: 
Züge im Fernverkehr sind in der Regel nicht bo-
dengleich, sondern nur über einen Hublift zu errei-
chen. Auch wenn dieser fest im Fahrzeug instal-
liert ist, wird die selbstbestimmte Mobilität 
eingeschränkt durch die Notwendigkeit einer An-
meldung, mögliche technische Defekte, fehlende 
Schulungen der Bahnmitarbeitenden oder nicht 
ausreichend vorhandenes Personal.74

71.	Das gesetzlich gesteckte Ziel eines bis 2022 
barrierefreien öffentlichen Nahverkehrs wurde in 
allen Kommunen verfehlt.75 Hier bestehen zu um-
fangreiche Ausnahmeregelungen. Insbesondere im 
ländlichen Bereich sind beispielsweise Niederflur-
busse weiter die Ausnahme; ihr Anteil erhöhte sich 
vergangenes Jahr nur um rund 2 % und liegt aktuell 
bei 26 %.76 Ein flächendeckendes Problem sind  
oftmals fehlende angemessene Vorkehrungen,  
sowohl im Nah- als auch Fernverkehr.

72.	Zum Ausbaustand der digitalen Barrierefreiheit 
des öffentlichen Nahverkehrs, etwa in Form barrie-
refreier Webseiten und Informationen zu Betriebs-

störungen, liegen aufgrund der kleinteiligen Anbie-
terlandschaft keine Daten vor. Betroffene berichten 
allerdings von großem Nachholbedarf und dass ins-
besondere Informationen in Leichter Sprache bis-
her die Ausnahme darstellen.77

73.	Der Staat beteiligt sich bisher kaum an der  
Gestaltung einer barrierefreien Mobilitätswende. 
So fehlen gesetzliche Regelungen für barrierefreie 
Ladesäulen von E-Autos. Bei der Umgestaltung 
des öffentlichen Raums in Städten bestehen eben-
falls noch gravierende Mängel bei der Barrierefrei-
heit.78

Bewertung

74.	Die bisherigen Anstrengungen reichen nicht 
aus, um barrierefreies Reisen sicherzustellen. Für 
Menschen mit Behinderungen bleibt gleichberech-
tigte Mobilität weiterhin eine Utopie. Der schlep-
pende Ausbau der barrierefreien Infrastruktur und 
fehlende angemessene Vorkehrungen haben zur 
Folge, dass Reisepläne nicht flexibel geändert wer-
den können und Menschen mit Behinderungen 
längere Reisezeiten in Kauf nehmen müssen oder 
ihr Ziel nicht erreichen. Artikel 20 UN-BRK ist  
daher bislang nur ansatzweise umgesetzt.
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Vorschlag für Empfehlungen

Siehe Anhang 1, Ziffer 138

138. Die Monitoring-Stelle regt an, dem Ver-
tragsstaat zu empfehlen,

	− �den Begriff der vollständigen Barrierefreiheit 
in den für die Verkehrsinfrastruktur relevan-
ten Regelungen UN-BRK-konform zu definie-
ren, Ausnahmetatbestände abzuschaffen, 
aktive Überwachungsmechanismen zu ins-
tallieren und die Nichteinhaltung von Vor
gaben wirkungsvoll zu sanktionieren;

	− �die ÖPNV-Gesetze der Länder so weiterzu-
entwickeln, dass sie den zügigen Ausbau der 

Infrastruktur sicherstellen und alle Anbieter 
zur Gewährung angemessener Vorkehrun-
gen verpflichten;

	− �Barrierefreiheit bei den aktuellen Transfor-
mationen in der Mobilität und im öffentli-
chen Raum proaktiv sicherzustellen. Dies 
umfasst insbesondere, Gesetzeslücken  
bei der barrierefreien Ausgestaltung der  
E-Mobilität zu schließen und partizipative 
Prozesse zu den Anforderungen an barriere-
freie Städte zu ermöglichen.
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Artikel 21: Zugänglichkeit von  
öffentlichen Informationen

79 § 7 Medienstaatsvertrag (MStV) in der Fassung des zweiten Staatsvertrags zur Änderung medienrechtlicher Staatsverträge (Zweiter Medi-
enänderungsstaatsvertrag) vom 27.12.2021, in Kraft seit 30. Juni 2022. https://www.die-medienanstalten.de/fileadmin/user_upload/
Rechtsgrundlagen/Gesetze_Staatsvertraege/Medienstaatsvertrag_MStV.pdf (abgerufen am 28.06.2023).

80	 Change.org (2020). 
81	 Bundesministerium für Arbeit und Soziales (2021b), S. 31f, 199ff.

Zugänglichkeit von Informations
angeboten

Situationsbeschreibung

75.	Öffentlich-rechtliche und private Medienanbie-
ter haben ihre barrierefreien Inhalte in den letzten 
Jahren deutlich ausgebaut: So sind Video-on- 
Demand-Angebote und Livestreams vermehrt mit  
Audiodeskription, Untertitelung oder in Deutscher 
Gebärdensprache verfügbar. Der 2022 in Kraft ge-
tretene Medienänderungsstaatsvertrag hat den 
Begriff „barrierefreies Angebot“ erstmals gesetz-
lich verankert und verpflichtet die Anbieter zum 
stetigen Ausbau „im Rahmen der technischen und 
finanziellen Möglichkeiten“.79 Diese Zusatzange-
bote werden jedoch – mit wenigen Ausnahmen – 
nicht im regulären linearen Programm gezeigt, 
sondern lassen sich nur über spezielle Anwendun-
gen auswählen, die bestimmte Geräte und eine  
Internetverbindung erfordern, und sind dadurch 
nicht für alle Menschen mit Behinderungen zu-
gänglich.

76.	Die Ausbreitung von COVID-19 legte deutliche 
Defizite beim gleichberechtigten Zugang zu öffent
lichen Informationen offen. So wurden etwa Regie-
rungspressekonferenzen zum Infektionsgeschehen  
zunächst ohne Gebärdensprachdolmetschung im 
Fernsehen übertragen, was Menschen mit Hör
behinderungen von lebenswichtigen Informationen 
ausschloss. Erst nach vehementer Kritik von  
Betroffenenorganisationen wurde DGS-Simultan-
übersetzung eingerichtet.80 

77.	Die durch die Pandemie beschleunigte Digitali-
sierung vieler Lebensbereiche hat auch die Notwen-
digkeit von barrierefrei gestalteten Webseiten und 
anderen digitalen Angeboten verdeutlicht. Die Ende 
2021 erstmalig vorgelegten Ergebnisse der nach  
EU-Richtlinie 2016/2102 eingerichteten Über
wachungsstellen belegen hier erhebliche Mängel  
auf Bundes- und Landesebene sowie in den  
Kommunen.81

Bewertung

78.	Trotz erkennbarer Verbesserungen bleibt 
Deutschland weiterhin deutlich hinter den Anfor-
derungen von Artikel 21 zurück. Die im Medien
änderungsstaatsvertrag enthaltene Verpflichtung 
zum Ausbau barrierefreier Angebote ist grundsätz-
lich zu begrüßen, lässt aber konkrete Ziele vermis-
sen. Zudem bleibt das linear ausgestrahlte Pro-
gramm, insbesondere Liveübertragungen, davon 
weitgehend unberührt. Die gesetzlichen Anforde-
rungen an barrierefreie Internetangebote werden 
sowohl bei der Gestaltung als auch in der redakti-
onellen Umsetzung immer noch häufig ignoriert. 
Dies verwehrt vielen Menschen den Zugang zu 
wichtigen Inhalten, ohne dass den Verantwort
lichen Sanktionen drohen.

https://www.die-medienanstalten.de/fileadmin/user_upload/Rechtsgrundlagen/Gesetze_Staatsvertraege/Medienstaatsvertrag_MStV.pdf
https://www.die-medienanstalten.de/fileadmin/user_upload/Rechtsgrundlagen/Gesetze_Staatsvertraege/Medienstaatsvertrag_MStV.pdf
http://Change.org
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Vorschlag für Empfehlungen

Siehe Anhang 1, Ziffer 139

139. Die Monitoring-Stelle regt an, dem  
Vertragsstaat zu empfehlen,

	− �verbindliche Vorschriften zu erlassen, die  
barrierefreie Inhalte des tagesaktuellen – auch  
linearen – Fernsehprogramms gewährleisten, 
und zwar sowohl für öffentlich-rechtliche als 
auch für private Anbieter;

	− �Menschen mit Behinderungen stärker an  
Programmgestaltung und Medieninhalten zu 
beteiligen;

	− �Beratungsangebote zu digitaler Barrierefreiheit 
und ihrer Umsetzung auszubauen, verstärkt 
bundesweit über Beschwerdemöglichkeiten 
und Durchsetzungsverfahren zu informieren 
und bei anhaltenden Defiziten Verantwortliche 
zu sanktionieren.
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Artikel 24: Bildung

82	 Dies ist in Baden-Württemberg, Bayern, Rheinland-Pfalz und dem Saarland der Fall. Die höchsten Exklusionsquoten (Anteil von Kindern in 
Förderschulen an allen schulpflichtigen Kindern) fanden sich 2021 in Sachsen-Anhalt (6,6 %), Mecklenburg-Vorpommern (5,7 %), Sachsen 
(5,4 %) und Baden-Württemberg (5,3 %). Deutschlandweit wurden 2021 im Durchschnitt 4,5 % der Kinder in Förderschulen unterrichtet.  
Diese Zahl hat sich seit 2009 kaum verändert (2009: 4,9 %). Quelle: Sekretariat der Kultusministerkonferenz (2022). 

83	 CRPD Case No. 83/2020, Statement of the Federal Republic of Germany (25. Mai 2023), Ziff. 15, 36 (noch nicht veröffentlicht)
84	 Regelschulen, die aufgrund ihrer personellen, räumlichen und sächlichen Ausstattung besonders gut in der Lage sind, Schüler*innen mit 

Behinderungen aufzunehmen.
85	 Eigene Berechnung, Datenquelle: Sekretariat der Kultusministerkonferenz (2022).
86	 Forsa (16.10.2020).
87	 Bengel (2021), S. 68.

Inklusive Schulbildung

Situationsbeschreibung

79.	Deutschland ist geprägt von einem ausdifferen-
zierten System von Förderschulen für Kinder mit 
Behinderungen. Eine Transformation hin zu einem 
inklusiven Schulsystem findet nicht statt. Die Daten
lage zeigt, dass aktuell im Bundesdurchschnitt noch 
immer mehr als die Hälfte der Schüler*innen mit 
sonderpädagogischer Förderung an einer Förder-
schule unterrichtet werden. Der Anteil von Kindern 
in Förderschulen steigt in einigen Bundesländern 
sogar.82 Förderschulen werden darüber hinaus als 
vermeintlicher Teil eines inklusiven Systems behan-
delt und mit dem Elternwahlrecht auf diese Schul-
form gerechtfertigt. Deutschland hat darauf zuletzt 
in einer bisher noch nicht veröffentlichten Stellung-
nahme im Individualbeschwerdeverfahren Case No. 
83/2020 (Ginzburg ./. Federal Republic of Ger-
many) erneut verwiesen und die Auffassung wieder-
holt, dass die UN-BRK nicht zu einer Abschaffung 
von Förderschulen verpflichte.83 Damit zusammen-
hängend gibt es außer in den Stadtstaaten Bremen 
und Hamburg keinen Rechtsanspruch auf eine inklu-
sive Beschulung und angemessene Vorkehrungen. 
Stattdessen festgeschrieben sind Ressourcenvor-
behalte, das erwähnte Elternwahlrecht oder die Ein-
richtung von Schwerpunktschulen inklusiver Beschu-
lung84, die nur an einzelnen Standorten angeboten 
werden und eine Sonderstruktur im Regelschulsys-
tem darstellen. Mangels Daten ist auch nicht klar, in 
welchem Umfang Schulen in Deutschland barriere-
frei sind.

80.	Die überwiegende Mehrheit (72,7 %) der Förder-
schüler*innen verlässt die Schule ohne anerkannten 
Abschluss.85 Dies ist der Beginn einer Exklusionskette: 
Die Betroffenen wechseln in der Regel in gesonderte 
und theoriereduzierte Formen der Berufsausbildung 
mit verminderten Aussichten auf dem allgemeinen  
Arbeitsmarkt. Viele von ihnen arbeiten später in einer 
Werkstatt für Menschen mit Behinderungen.

81.	Nach wie vor werden in Deutschland Sonder
pädagog*innen für Förderschulen ausgebildet, statt 
gezielt Lehrkräfte für Inklusion an Regelschulen aus-
zubilden. Auch allgemeinbildende Lehrkräfte werden 
noch nicht verpflichtend inklusionspädagogisch aus- 
und fortgebildet.86 Aktuelle Studien belegen zudem 
eine ablehnende Haltung vieler Regel- und Förder-
schullehrkräfte, Schüler*innen mit intellektuellen 
oder komplexen Behinderungen zu unterrichten.87

Bewertung

82.	In Deutschland herrscht in der Politik und auch 
in weiten Teilen der Gesellschaft ein verfehltes Inklu
sionsverständnis. So wird die Mehrheit der Kinder mit 
Behinderungen weiterhin nicht inklusiv beschult und 
wächst ohne schulischen Kontakt zu nichtbehinderten 
Kindern auf. Das Ziel einer inklusiven Gesellschaft ist 
so nicht zu erfüllen. Die Landesregierungen müssen 
ihre menschenrechtliche Umsetzungspflicht geziel-
ter und engagierter wahrnehmen. Der Bund kann sich 
seiner Gesamtverantwortung nicht durch den Ver-
weis auf die Länderzuständigkeit im Bildungsbereich 
entziehen. Bund und Länder sind gemeinsam in der 
Pflicht, das Bildungssystem inklusiv umzugestalten.
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Vorschlag für Empfehlungen

Siehe Anhang 1, Ziffer 140

140. Die Monitoring-Stelle regt an, dem Ver-
tragsstaat zu empfehlen,

	− �seine Anstrengungen in Bezug auf inklusive 
schulische Bildung zu verstärken und die  
schulische Segregation mithilfe einer  
Gesamtstrategie und unter Ausbau der  
Kooperation zwischen Bund und Ländern  
zu überwinden;

	− �den vorbehaltlosen Rechtsanspruch auf  
inklusive Beschulung in allen Bundesländern  
zu verankern sowie konkrete, zeitlich termi-
nierte und mit finanziellen Mitteln unterlegte 
Maßnahmen unter anderem zu folgenden  
Zielen vorzunehmen:

	− �Umschichtung von personellen und finan
ziellen Ressourcen von der Förderschule  
zu inklusiven Schulen,

	− �Sicherstellung von verpflichtenden Aus-  
und Fortbildungsangeboten für Lehr- und  
Fachpersonal zu inklusiver Beschulung,

	− �Entwicklung von Informationskampagnen  
zum menschenrechtlichen Verständnis  
und den Vorteilen inklusiver Bildung,

	− �Erhebung von Daten zu Barrierefreiheit  
von Schulen, um Barrieren gezielt abzu
bauen. 
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Artikel 25: Gesundheit

88	 Bundesministerium für Arbeit und Soziales (2021a), S. 434; die Befragung deckte knapp die Hälfte der Bundesländer ab.
89	 Bartig u. a. (2021), S. 44 ff.
90	 Bundesverfassungsgericht (2021): Beschluss vom 16.12.2021, BvR 1541/20, Rn. 113, 128.
91	 § 37c Abs. 2 S. 2 SGB V.
92	 Rahmenempfehlungen nach § 132l Abs. 1 SGB V zur Versorgung mit außerklinischer Intensivpflege vom 03.04.2023.
93	 § 6 i.V.m. § 8 der Außerklinischen Intensivpflege-Richtlinie (AKI-RL) vom 18. März 2022.
94	 Vgl. SPD / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN / FDP (2021), S. 85.

Inklusive Gesundheitsversorgung

Situationsbeschreibung

83.	Deutschland ist noch weit von einem flächen-
deckenden inklusiven Gesundheitssystem ent-
fernt. Derzeit geben nur 10 % der ärztlichen Praxen 
an, für mobilitätseingeschränkte Personen barrie-
refrei zugänglich zu sein und über barrierefreie  
Sanitäranlagen zu verfügen; nur 7 % verfügen über 
Orientierungshilfen für Menschen mit Sehbeein-
trächtigungen.88 Besonders besorgniserregend ist 
die Situation im ländlichen Bereich: Menschen mit 
Behinderungen müssen lange Strecken zu einer 
barrierefreien (fach-)ärztlichen Praxis zurücklegen 
und können weder Ärzt*innen noch den Praxis-
Standort frei wählen. Eine gesetzliche Verpflich-
tung zur Barrierefreiheit im privaten Sektor, von 
der auch ärztliche Praxen betroffen wären, steht 
weiterhin aus.

84.	Auch fehlt es an besonderen Gesundheits-
dienstleistungen für Menschen mit Behinderun-
gen: Obwohl die Bundesregierung angekündigt 
hat, Medizinische Zentren für Erwachsene mit  
Behinderungen (MZEB) auszubauen, ist Deutsch-
land von einer Bedarfsdeckung weit entfernt. 
Ebenso fehlen spezifische Versorgungsangebote 
für Frauen mit Behinderungen wie etwa gynäkolo-
gische Spezialambulanzen.

85.	Studien verweisen auf spezifische Diskriminie-
rungsrisiken von Menschen mit intellektuellen und 
psychosozialen Beeinträchtigungen sowie von  
gehörlosen Menschen bei der Inanspruchnahme 
von Gesundheitsdienstleistungen, insbesondere 
durch Kommunikationsbarrieren und mangelndes  
Bewusstsein der Fachkräfte.89 In der Aus- und 

Fortbildung von medizinischen Fachkräften wer-
den behinderungsspezifische Kenntnisse, das 
menschenrechtliche Modell von Behinderung und 
die Anforderungen an die Behandlung (etwa  
besondere Kommunikationsbedarfe) nicht ausrei-
chend vermittelt. Sogar das Bundesverfassungsge-
richt hat konstatiert, dass Menschen mit Behinde-
rungen aufgrund eines mangelnden Bewusstseins 
der Fachkräfte derzeit nicht wirksam gegen Diskri-
minierung im Gesundheitssystem geschützt sind.90 

86.	Exemplarisch zeigt dies das 2020 in Kraft  
getretene Intensivpflege- und Rehabilitationsstär-
kungsgesetz (IPReG): Hiernach entscheidet nicht 
die Person, sondern die Krankenkasse über die 
Wahl des Leistungsortes für außerklinische Inten-
sivpflege. Lediglich „berechtigten Wünschen der 
Versicherten“ ist zu entsprechen.91 Menschen mit 
Behinderungen und Bedarf an Intensivpflege kön-
nen bei einer negativen Bewertung der häuslichen 
Versorgung durch den medizinischen Dienst der 
Krankenkassen in eine Pflegeeinrichtung verlegt 
werden. Dieses Risiko wird durch die untergesetz-
lichen Regelungen noch erhöht. Die Ansprüche auf 
Versorgung mit außerklinischer Intensivpflege92 
sind in häuslichen Settings aufgrund mangelnder 
ambulanter Versorgungsstrukturen und eines aku-
ten Fachkräftemangels kaum umsetzbar. Gleiches 
gilt für die gesetzlich vorgesehene Potenzialerhe-
bung zur Reduzierung künstlicher Beatmungen.93 

87.	Die Bundesregierung hat in ihrem Koalitions-
vertrag von 2021 angekündigt, einen Aktionsplan 
für ein „diverses, inklusives und barrierefreies  
Gesundheitswesen“ zu erarbeiten.94 Das zustän-
dige Ministerium ist jedoch trotz nachdrücklicher 
Forderungen von verschiedenen Seiten bisher 
nicht tätig geworden.



41ART IKEL 25:  GESUNDHEIT

Bewertung

88.	In Deutschland besteht keine flächendeckende 
gleichberechtigte Grundversorgung in einem inklu-
siven Gesundheitssystem, wie es die Konvention 

erfordert. Den besonderen Bedarfen von Men-
schen mit Behinderungen wird nicht systematisch 
Rechnung getragen. Es fehlt ein Disability Main-
streaming im Gesundheitswesen, was sich beson-
ders während der Corona-Pandemie gezeigt hat.

Vorschlag für Empfehlungen

Siehe Anhang 1, Ziffer 141

141. Die Monitoring-Stelle regt an, dem Ver-
tragsstaat zu empfehlen,

	−  �einen wohnortnahen, barrierefreien Zugang 
zu medizinischen Einrichtungen und  
gesundheitlichen Dienstleistungen zu  
gewährleisten und verbindliche Mindest
standards für die Barrierefreiheit von Arzt
praxen sowohl im Bestand als auch bei der 
Neuzulassung festzulegen;

	−  �MZEBs und gynäkologische Spezialambu
lanzen flächendeckend auszubauen und  
Neugründungen und Vergütungsverhand
lungen zu vereinfachen;

	−  �die Aus- und Weiterbildung von Fachkräften 
im Gesundheitssektor zu 
behinderungsspezifischen Fachkenntnissen 
sowie zum menschenrechtsbasierten Mo-
dell von Behinderung gesetzlich zu ver-
pflichten und insbesondere mehr regionale 
universitäre Lehr- und Forschungsschwer-
punkte aufzubauen;

	−  �das IPReG und untergesetzliche Regelungen 
menschenrechtskonform auszulegen und 
die Wahrung des Selbstbestimmungsrechts 
zu überprüfen, um zu gewährleisten, dass 
eine Intensivpflegeversorgung auch in der 
häuslichen Umgebung sichergestellt ist.
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Artikel 27: Arbeit und Beschäftigung

95	 Siehe Bundesministerium für Arbeit und Soziales (2021a), S. 215ff.
96	 61. Konferenz der Beauftragten von Bund und Ländern für Menschen mit Behinderungen (2021), S. 1.
97	 § 64 BBiG, § 42p HwO.
98	 Bundesministerium für Arbeit und Soziales (2021a), S. 157. Nur ca. 10 % aller Schulabgänger*innen mit Behinderungen eines Jahrgangs 

münden in eine Regel-Berufsausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf, gegenüber ca. 36 % der Schulabgänger*innen ohne Be-
hinderungen; im akademischen Bereich ist diese Unterrepräsentation nochmals deutlich größer; siehe dazu Deutsches Institut für Men-
schenrechte (2020), S. 48.

99	 Ca. 320 regulären Ausbildungsberufen stehen inzwischen ca. 270 solcher – nicht als anerkannte Berufe geltenden – besonderen Berufe 
für Menschen mit Behinderungen mit über 1.200 verschiedenen Einzelregelungen gegenüber; Deutsches Institut für Menschenrechte 
(2020), S. 59.

100	 Deutsches Institut für Menschenrechte (2020), S. 44, 47f.
101	 Siehe Bundesministerium für Arbeit und Soziales (2021a), S. 163–188.
102	 Siehe hierzu Deutsches Institut für Menschenrechte (2020), S. 52–67.

Zugang zu beruflicher Bildung und 
zum allgemeinen Arbeitsmarkt

Situationsbeschreibung

89.	Trotz leichter Verbesserungen bei den Arbeits-
marktzahlen sind Menschen mit Behinderungen 
beim Zugang zum allgemeinen Arbeitsmarkt wei-
terhin strukturell benachteiligt: Sie haben eine 
deutlich geringere Erwerbsbeteiligung, können  
seltener ihren Lebensunterhalt aus dem eigenen 
Erwerbseinkommen bestreiten und sind fast dop-
pelt so häufig und im Schnitt auch deutlich länger 
arbeitslos als Menschen ohne Behinderungen.95

90.	Eine wesentliche Ursache liegt im Bereich der 
beruflichen Bildung. Junge Menschen mit Behin-
derungen werden häufig immer noch ohne echte 
Wahlmöglichkeiten in bestimmte Berufe und Maß-
nahmen gedrängt, die angeblich für sie beson-
ders geeignet seien.96 Obwohl laut Gesetz Men-
schen mit Behinderungen vorrangig in allgemein 
anerkannten Berufen auszubilden sind,97 bleiben 
Sonderformen der Berufsausbildung, die nicht zu 
allgemein anerkannten Berufsabschlüssen füh-
ren, nach wie vor Standard98: 80–90 % aller Schul-
abgänger*innen mit Behinderungen durchlaufen 
nach Ende der Schulzeit zunächst eine mindes-
tens einjährige Maßnahme im sogenannten Über-
gangssystem. Danach beginnt rund ein Drittel von 
ihnen eine im Anspruch reduzierte Ausbildung in 
besonderen Berufen für Menschen mit Behinde-
rungen99, während über die Hälfte in den Berufs
bildungsbereich einer Werkstatt für behinderte 

Menschen wechselt beziehungsweise gar keinen 
Beruf lernt.100 Im Ergebnis erreichen junge Men-
schen mit Behinderungen im Schnitt deutlich 
niedrigere und seltener ihrem Schulabschluss 
entsprechende Berufsabschlüsse als ihre nichtbe-
hinderten Altersgefährten.101 Als Barrieren wirken 
hier unter anderem eine von Stereotypen geprägte 
Berufsorientierung und -beratung, unübersicht
liche Beratungs- und Unterstützungsangebote  
für Arbeitgeber*innen sowie eine ungenügende  
Flexibilität im Regelausbildungssystem.102

91.	Ein weiterer Faktor, der jungen Menschen mit 
Behinderungen den Zugang zu einer regulären  
Berufsausbildung erschwert, ist die oft fehlende 
Barrierefreiheit von Ausbildungs- und Arbeitsstät-
ten. Die Rechtslage hat sich hier nicht verbessert. 
Es fehlt weiterhin an verbindlichen Verpflichtungen 
für Arbeitgeber*innen, neue Arbeitsstätten barrie-
refrei zu bauen. Die Verpflichtung für öffentliche 
Institutionen, Barrierefreiheit herzustellen, bleibt 
bei Bestandsgebäuden zudem weiter auf diejeni-
gen Gebäudeteile beschränkt, die dem Publikums-
verkehr dienen. Gebäudeteile, die nur von Ange-
stellten genutzt werden und im Hinblick auf  
Artikel 27 UN-BRK ebenso wichtig sind, bleiben 
davon ausgenommen.

92.	Im Hinblick auf Werkstätten für behinderte 
Menschen (WfbM) wurden unter anderem mit dem 
Budget für Arbeit, dem Budget für Ausbildung und 
mit dauerhaften Lohnkostenzuschüssen neue Inst-
rumente eingeführt, die Potenzial für eine  
Verbesserung der Übergänge in den allgemeinen 
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Arbeitsmarkt bieten. Leider werden diese Instru-
mente bisher kaum genutzt. Die Zahl der Werk-
stattbeschäftigten stagniert auf hohem Niveau 
und lag 2021 bei insgesamt 312.000 Personen.103 
Ihre Entlohnung liegt erheblich unterhalb des ge-
setzlichen Mindestlohns, der auf die WfbM nicht 
angewandt wird, weil eine Werkstattbeschäftigung 
als Rehabilitation und nicht als Arbeitsverhältnis 
gewertet wird. Die Übergangsquoten aus den 
Werkstätten sind trotz der neuen Instrumente ver-
schwindend gering und liegen seit Jahren unter 
1 %.104

Bewertung

93.	Die Strukturen in der beruflichen Bildung sind 
nicht inklusiv ausgestaltet. Um mehr jungen Men-
schen mit Behinderungen eine reguläre Berufsbil-
dung zu ermöglichen, bedarf es einer grundlegen-
den Strukturreform am Übergang von Schule zu 
Beruf.

94.	Die gesetzlichen Verpflichtungen für Arbeitge-
ber*innen, Arbeitsstätten barrierefrei zu gestalten, 
sind unzureichend. Der Vertragsstaat wird seinen 
Verpflichtungen zur Ergreifung wirksamer Maßnah-
men zugunsten zugänglicher Arbeitsstätten nicht 
gerecht. 

95.	Alle Bemühungen, den Übergang in den allge-
meinen Arbeitsmarkt für Werkstattbeschäftigte zu 
verbessern, fruchten bisher kaum. Bedenklich ist 
die unveränderte, auch in den letzten Jahren wie-
derholt geäußerte grundsätzliche Positionierung 
der Bundesregierung, wonach WfbM Teil eines in-
klusiven Arbeitsmarktes im Sinne von Artikel 27 
UN-BRK seien.

103	 Bundesarbeitsgemeinschaft Werkstätten für behinderte Menschen e.V. (09.12.2022): Menschen in Werkstätten. https://www.bagwfbm.
de/page/25 (abgerufen am 28.06.2023).

104	 Engels u. a. (2022), S. 43.

Vorschlag für Empfehlungen

Siehe Anhang 1, Ziffer 142

142. Die Monitoring-Stelle regt an, dem Ver-
tragsstaat zu empfehlen,

	−  �das System der beruflichen Bildung zu  
einem inklusiven System umzugestalten 
und dabei unter anderem niedrigschwellig 
individuelle Unterstützung zu gewähren,  
diskriminierungsfreie Beratung und gleiche 
Wahlmöglichkeit auf Ausbildung in einem 
anerkannten Ausbildungsberuf sicherzustel-
len sowie segregierende Formen beruflicher 
Ausbildung schrittweise abzubauen;

	−  �beim Neubau von Arbeitsstätten die Barrie-
refreiheit durchgängig verpflichtend vor
zuschreiben und die Einhaltung effektiv  
sicherzustellen sowie wirkungsvolle Anreize 
zum barrierefreien Umbau bestehender  
Arbeitsstätten auch dort zu setzen, wo  
noch keine Menschen mit Behinderungen 
beschäftigt sind;

	−  �seine Bemühungen zur Abkehr von segre-
gierenden Formen der Beschäftigung wie 
der Werkstätten deutlich zu verstärken und 
effektive Maßnahmen zu ergreifen, um 
möglichst allen Menschen mit Behinderun-
gen eine diskriminierungsfreie Beschäfti-
gung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu 
ermöglichen.

https://www.bagwfbm.de/page/25
https://www.bagwfbm.de/page/25
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Artikel 28: Angemessener Lebens
standard und sozialer Schutz

105	 Allgemeine Informationen zum Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung sind hier zu finden: https://www.armuts-und- 
reichtumsbericht.de/DE/Startseite/start.html (abgerufen am 28.06.2023).

106	 Vgl. Bundesregierung (2017).
107	 Vgl. ebd., S. 471ff.
108	 Vgl. Aichele / Fräßdorf (2019).
109	 Vgl. Bundesregierung (2022).
110	 Vgl. Bundesregierung (2017), S. 473; Bundesministerium für Arbeit und Soziales (2021a), S. 279.
111	 Vgl. Der Paritätische (2021), S. 13.

Armutsrisiko und Armutsbericht-
erstattung

Situationsbeschreibung

96.	Die Bundesregierung legt einmal pro Legislatur-
periode einen Armuts- und Reichtumsbericht vor.105 
Der vorletzte 5. Bericht von 2017106 enthält zwar ein 
eigenes Unterkapitel zu Behinderung,107 und Men-
schen mit Behinderungen werden auch an anderen 
Stellen des Berichts thematisiert. Von einer syste-
matischen Auseinandersetzung mit dem Thema  
Armut und Behinderung kann allerdings keine Rede 
sein.108 Auch im 2021 veröffentlichten 6. Armuts- 
und Reichtumsbericht wird die Situation von Men-
schen mit Behinderungen nicht im Sinne eines Di-
sability Mainstreaming durchgehend analysiert.109

97.	Das Armutsrisiko von Menschen mit Behinderun-
gen ist nach wie vor hoch.110 Es lag 2012 bei 16,7 % 
und 2018 bei 19,6 %, während es bei Menschen ohne 
Behinderungen 11,4 % beziehungsweise 13,6 % be-
trug.111 Die Regelungen des Bundesteilhabegesetzes 
(BTHG) tragen nicht dazu bei, dass Menschen mit Be-
hinderungen Rücklagen für das Alter bilden und da-
mit Altersarmut reduzieren können: Zwar gibt es 
mittlerweile eine großzügigere Vermögensanrech-
nung, aber die Einkommensanrechnung in der Ein-
gliederungshilfe ist nach wie vor so streng, dass es 
trotz Arbeit kaum möglich ist, Vermögen – und damit 
Rücklagen – aufzubauen, wenn dauerhaft hoher Un-
terstützungsbedarf besteht.

Bewertung

98.	Das signifikant höhere Armutsrisiko von Men-
schen mit Behinderungen widerspricht Artikel 28. 
Das fehlende Disability Mainstreaming bei der 
Armutsberichterstattung zeigt, dass sich die Bundes-
regierung zu wenig bewusst ist über die intersektio-
nalen Risiken, denen Menschen mit Behinderungen 
in Armut ausgesetzt sind. 

99.	Die durch das BTHG reformierte Eingliede-
rungshilfe verbessert zwar die Umsetzung des 
Rechts auf einen angemessenen Lebensstandard. 
Sie bleibt aber hinter den Anforderungen zurück, 
was zum Beispiel den gleichberechtigten Zugang 
zu materiellerer Sicherung im Alter angeht.

https://www.armuts-und-reichtumsbericht.de/DE/Startseite/start.html
https://www.armuts-und-reichtumsbericht.de/DE/Startseite/start.html
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Vorschlag für Empfehlungen

Siehe Anhang 1, Ziffer 143

143. Die Monitoring-Stelle regt an, dem Ver-
tragsstaat zu empfehlen,

	−  �das Thema Behinderung standardmäßig 
und systematisch in den Armuts- und 
Reichtumsbericht der Bundesregierung  
aufzunehmen;

	−  �geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um das 
erhöhte Armutsrisiko von Menschen mit  
Behinderungen zu bekämpfen und das 

Recht auf einen angemessenen Lebens-
standard zu gewährleisten;

	− �die Einkommens- und Vermögensanrech-
nung bei Sozialleistungen so umzugestalten, 
dass auch Menschen mit Behinderungen, 
die dauerhaft persönliche Assistenz oder  
andere Formen der Unterstützung benöti-
gen, genügend Rücklagen fürs Alter anspa-
ren können.
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Artikel 29: Teilhabe am politischen  
und öffentlichen Leben

112	 Zu Einzelheiten siehe Deutsches Institut für Menschenrechte, Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskonvention (2019), S. 52.
113	 Beispielhaft: Hamburg mit circa 24 %, Thüringen mit 55 % oder Sachsen-Anhalt mit 60 %. Vgl. Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Ham-

burg (24.01.2020), S. 1; Thüringer Landtag (15.10.2021), S. 1.; Mitteldeutscher Rundfunk (25.09.2021): Bundestagswahl: Nur 60 % der 
Wahllokale in Sachsen-Anhalt barrierefrei. https://www.mdr.de/nachrichten/deutschland/wahlen/bundestagswahl/so-steht-es-um-die-
barrierefreiheit-von-wahllokalen-in-sachsen-anhalt-zur-bundestagswahl-100.html (abgerufen am 28.06.2023).

114	 Bundesministerium für Arbeit und Soziales (2021a), S. 726.
115	 §78 SGB IX.

Inklusives Wahlrecht sowie  
haupt- und ehrenamtliche  
politische Tätigkeit

Situationsbeschreibung

100.	Infolge mehrerer verfassungsgerichtlicher 
Entscheidungen wurden Wahlrechtsausschlüsse 
bundesweit schrittweise bis Oktober 2020 aufge-
hoben. Seither sind alle Menschen mit Behinde-
rungen bei allgemeinen Wahlen und Abstimmun-
gen stimmberechtigt. 

101.	Im Zuge der Wahlrechtsreformen haben Bund 
und Länder auch die Möglichkeiten, verbessert as-
sistiert zu wählen, einschließlich der Stimmabgabe 
in der Wahlkabine. Wahlinformationen und -unter-
lagen stehen zunehmend auch in Leichter Sprache 
zur Verfügung. In Schleswig-Holstein wurde die 
Landeswahlordnung 2016 sogar so geändert, dass 
die offiziellen Wahlunterlagen bei der Landtags-
wahl 2017 standardmäßig an alle Wahlberechtig-
ten in Leichter Sprache verschickt wurden. Dieser 
konsequent inklusive Ansatz wurde allerdings ein 
Jahr später wieder aufgehoben.112 Zur Barrierefrei-
heit von Wahllokalen deuten Daten aus einzelnen 
Bundesländern weiter auf gravierende Mängel 
hin.113 

102.	Belastbare Daten zu Menschen mit Behinde-
rungen in öffentlichen und politischen Entschei-
dungsämtern gibt es nicht. Eine Umfrage zählte 
2017 23 Bundestagsabgeordnete mit Behinderun-
gen (3,3 %) und stellte gleichzeitig fest, dass 
43 Personen zur gleichen anteiligen Repräsenta-
tion wie in der Gesamtbevölkerung fehlten.114 

103.	Die Betätigung von Menschen mit Behinde-
rungen in politischen Parteien und Ämtern wird  
dadurch erschwert, dass Assistenz und Gebärden-
sprachdolmetschung nicht sichergestellt sind, da 
Leistungen für ehrenamtliches Engagement nur in 
engen Grenzen gewährt werden. Das Gesetz sieht 
diese Leistungen als nachrangig zu unentgeltlich 
privat erbrachter Unterstützung an;115 die Geneh-
migungspraxis ist zudem sehr restriktiv. Beides  
erschwert es Menschen mit Behinderungen, sich 
im politischen Alltag zu engagieren und sich das 
nötige Erfahrungswissen anzueignen, um Ent-
scheidungspositionen erreichen zu können.

Bewertung

104.	Die Vorschriften zur Wahlberechtigung sind 
inzwischen konventionskonform; allerdings sind 
Wahlverfahren, -einrichtungen und -materialien 
nicht für alle Menschen mit Behinderungen  
zugänglich. Insbesondere ist die Anzahl barriere-
freier Wahllokale unzureichend. Die vom Staat  
geschilderten Ansätze, um die Repräsentation  
von Menschen mit Behinderungen in politischen 
Ämtern zu erhöhen, sind wenig erfolgsverspre-
chend, solange die Regelungen zur Assistenz im 
Ehrenamt nicht nachgebessert werden.

https://www.mdr.de/nachrichten/deutschland/wahlen/bundestagswahl/so-steht-es-um-die-barrierefreiheit-von-wahllokalen-in-sachsen-anhalt-zur-bundestagswahl-100.html
https://www.mdr.de/nachrichten/deutschland/wahlen/bundestagswahl/so-steht-es-um-die-barrierefreiheit-von-wahllokalen-in-sachsen-anhalt-zur-bundestagswahl-100.html
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Vorschlag für Empfehlungen

Siehe Anhang 1, Ziffer 144

144. Die Monitoring-Stelle regt an, dem Ver-
tragsstaat zu empfehlen,

	− �sicherzustellen, dass die Abläufe von Wah-
len und Abstimmungen in allen Schritten, 
von der Ankündigung über die Stimmabgabe 
bis zur Bekanntgabe der Ergebnisse, barrie-
refrei gestaltet sind, einschließlich flächen-
deckend barrierefreier Wahllokale;

	− �die gesetzlichen Regelungen zu Assistenz 
und Gebärdensprachdolmetschung im  

Ehrenamt so zu überarbeiten, dass sicherge-
stellt ist, dass Menschen mit Behinderungen 
die Assistenzleistungen erhalten, die sie zur 
Ausübung politischen Engagements brau-
chen;

	− �die Datenlage zum politischen Engagement 
und der Repräsentation von Menschen mit 
Behinderungen in Entscheidungspositionen 
zu verbessern.
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Artikel 30: Teilhabe am kulturellen Leben 
sowie an Erholung, Freizeit und Sport

116	 Zimmermann (2017).
117	 Saner / Vögele / Vessely (2016).
118	 Citizens for Europe (24.03.2021).
119	 Schmidt (2019); Themis-Vertrauensstelle gegen sexuelle Belästigung und Gewalt e. V. (2020).
120	 Gerland / Keuchel / Merkt (2016).
121	 Bundesministerium für Arbeit und Soziales (2021a).
122	 Deutscher Bibliotheksverband (dbv) (2022), S. 10.

Teilhabe am kulturellen Leben

Situationsbeschreibung

105.	Die Möglichkeiten von Menschen mit Behin-
derungen, Kulturschaffende und Künstler*innen zu 
werden, ist zweifach eingeschränkt: Zugang zu 
den Künsten und zu sozialversicherungspflichtigen 
Arbeitsplätzen in einer Kunst- oder Kulturinstitu-
tion besteht zum einen nur mit einem Studium an 
einer Kunst- oder Musikhochschule.116 Zum ande-
ren finden für die dortige Studienplatzvergabe die 
ansonsten beim Hochschulstudium im Fall einer 
gesundheitlichen Einschränkung angewandten 
Nachteilsausgleiche keine Anwendung.117

106.	Im regulären Kunst- und Kulturbetrieb sind so 
wenig Kunst- und Kulturschaffende mit Behinde-
rungen tätig, dass über sie keine statistisch signifi-
kanten Aussagen gemacht werden können.118  
Forschungen der letzten Jahre zeigen, dass die 
Film- und Theaterbranchen stark von ableistischen 
Strukturen und Handlungsweisen geprägt sind.119 
Infolge des Ausschlusses aus regulären Kunst- und 
Kulturbetrieben existiert ein großer Bereich der 
„inklusiven kulturellen Bildung und Kulturarbeit“. 
Dieser soll Menschen mit Behinderungen ermögli-
chen, sich kulturell und künstlerisch zu bilden und 
auszudrücken. Gleichzeitig stellt er aber eine Son-
derkultur dar, die neben dem regulären Kunst- und 
Kulturbetrieb existiert und zum Teil auch an Werk-
stätten für Menschen mit Behinderungen ange-
bunden ist.120 

107.	Trotz zunehmender Leistungen zur gesell-
schaftlichen und kulturellen Teilhabe besuchen 
Menschen mit Behinderungen weitaus seltener 
kulturelle Veranstaltungen als nichtbehinderte 
Menschen; Frauen mit Behinderungen noch weni-
ger als Männer mit Behinderungen. Eine Migrati-
onsgeschichte verringert die Teilhabe noch 
mehr.121

108.	Obwohl Bibliotheken wichtige öffentliche kul-
turelle Räume darstellen, verfügt die große Mehr-
heit von ihnen (97,41 %) über keine Haushaltsmit-
tel für Barrierefreiheit und Inklusion.122 Öffentliche 
Bibliotheken und ihre Angebote sind deshalb häu-
fig noch nicht barrierefrei zugänglich und nutzbar.

Bewertung

109.	Der allgemeine Kunst- und Kulturbetrieb ist 
trotz seiner Bedeutung für eine inklusive Gesell-
schaft und für die gesellschaftliche Teilhabe von 
Menschen mit Behinderungen nach wie vor stark 
exklusiv.
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Vorschlag für Empfehlungen

Siehe Anhang 1, Ziffer 145

145. Die Monitoring-Stelle regt an, dem Ver-
tragsstaat zu empfehlen,

	− �dafür Sorge zu tragen, dass Menschen mit 
Behinderungen diskriminierungsfrei und 
nachhaltig Zugang sowohl zu künstlerischen 
und kulturellen Berufen als auch zu Kunst- 
und Kultureinrichtungen erhalten;

	− �die allgemeinen Kultur- und Kunstinstitutio-
nen inklusiv auszugestalten, anstatt eine  
separierte Kunst- und Kulturlandschaft zu 
fördern;

	− �Gründe der geringen Nutzung von Kunst-, 
Kultureinrichtungen und Bibliotheken durch 
Menschen mit Behinderungen zu erforschen 
und Maßnahmen für bessere Zugänglichkeit 
und höhere Attraktivität zu ergreifen.

123	 Bundessozialgericht (2012): Urteil vom 06.03.2012, B 1 KR 10/11 R, Ziff. 25.

�Förderung der kulturellen und sprach-
lichen Identität gehörloser Menschen

Situationsbeschreibung

110.	Gehörlose Menschen in Deutschland werden 
in ihrer spezifischen kulturellen und gebärden-
sprachlichen Identität nur ungenügend anerkannt 
und gefördert. Das Augenmerk staatlicher Aktivi-
tät liegt darin, die Nutzung von Gebärdensprache 
zum Zweck des Informationsaustauschs bezie-
hungsweise zur gesellschaftlichen Interaktion zu 
ermöglichen sowie die kulturelle Teilhabe von ge-
hörlosen Menschen zu fördern. Eine Stärkung und 
Förderung der Deutschen Gebärdensprache in  
ihrer kulturellen Dimension und als Sprache an 
sich findet dagegen kaum statt. Im Schulbereich – 
selbst an Förderschulen mit dem Förderschwer-
punkt Hören – wird sie häufig immer noch nicht 
als gleichwertig mit der deutschen Lautsprache 
behandelt.

Bewertung

111.	Artikel 30 Absatz 4 UN-BRK findet in 
Deutschland kaum Beachtung, obwohl das Bun-
dessozialgericht bereits 2012 bestätigt hat, dass 
diese Norm für deutsche Behörden und Gerichte 
unmittelbar anwendbar ist.123

Vorschlag für Empfehlungen

Siehe Anhang 1, Ziffer 146

146. Die Monitoring-Stelle regt an, dem Ver-
tragsstaat zu empfehlen,

	− �seine Anstrengungen zur Förderung der 
Deutschen Gebärdensprache und der  
Gehörlosenkultur spürbar zu verstärken,  
einschließlich des Bildungsbereichs.
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Artikel 32: Internationale Zusammen
arbeit

124	 DEval (2017).
125	 Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (2019).
126	 Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (2020), S. 10; Deutscher Bundestag (22.06.2021), S. 9.
127	 Vgl. VENRO (2023).
128	 DEval (2017), S. 99ff.
129	 DEval (2021), S. 111.

Kennung „Inklusion“ und Leistungs-
profil „Menschenrechte, Geschlech-
tergleichstellung und Inklusion“

Situationsbeschreibung

112.	Der Aktionsplan Inklusion des Bundesminis-
teriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (BMZ) wurde 2017 evaluiert, die Emp-
fehlungen aus der Evaluierung124 jedoch in der In-
klusionsstrategie125 nur unzureichend umgesetzt. 
Die empfohlene Einführung der OECD-DAC Ken-
nung „Inklusion“ zur systematischen Erfassung, 
welche Mittel für die Umsetzung der UN-BRK in 
der Entwicklungszusammenarbeit aufgewendet 
werden, soll nun voraussichtlich bis 2024 einge-
führt werden. 

113.	Darüber hinaus befindet sich das BMZ im  
Reformprozess 2030 zur Neustrukturierung der 
Entwicklungszusammenarbeit; dies umfasst auch 
das Leistungsprofil für das Qualitätsmerkmal 
„Menschenrechte, Geschlechtergleichstellung und 
Inklusion”.126 Im Rahmen des Reformprozesses  
hat das BMZ die Einführung eines Beschwerde
mechanismus angekündigt, dazu aber bisher keine 
weiteren Informationen veröffentlicht.

114.	Deutschland wird gemeinsam mit Jordanien 
und der International Disability Alliance (IDA) 2025 
den Global Disability Summit in Berlin ausrichten 
und hat mit der entsprechenden Planung begonnen. 
Über den Grad der Einbeziehung der Zivilgesell-
schaft und die Bereitstellung hierfür angemessener 
Ressourcen127 sind noch keine Aussagen möglich.

Bewertung

115.	Nach längerer Stagnation geht das BMZ nun 
wichtige Vorhaben zur Umsetzung von Artikel 32 
an. Inklusion und Menschenrechte sollen verbind-
liche Bestandteile sein sowohl in den standardi-
sierten Prozessen innerhalb des BMZ (wie etwa 
Länderstrategien) als auch in den Durchführungs-
organisationen (zum Beispiel im Rahmen der Ziel-
gruppenanalysen und Prüfverfahren).128 Es bleibt 
zu prüfen, inwieweit die Inklusionsstrategie durch 
das Leistungsprofil „Menschenrechte, Geschlech-
tergleichstellung und Inklusion“ ausreichend  
umgesetzt wird. Die Einführung eines Beschwe
demechanismus ist längst überfällig. Hierbei sollte 
die barrierefreie Zugänglichkeit für alle Zielgrup-
pen maßgebend sein und weitere wichtige Quali-
tätskriterien wie Transparenz, Unabhängigkeit und 
Berechenbarkeit gewährleistet werden.129
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Vorschlag für Empfehlungen

Siehe Anhang 1, Ziffer 147

147. Die Monitoring-Stelle regt an, dem Ver-
tragsstaat zu empfehlen,

	− �bei der Einführung der OECD-DAC Kennung 
„Inklusion“ größtmögliche Transparenz zu  
gewährleisten, Zielgrößen für die Umsetzung 
der UN-BRK festzulegen und die Anwendung 
zu evaluieren;

	− �beim Leistungsprofil „Menschenrechte,  
Geschlechtergleichstellung und Inklusion”  
sicherzustellen, dass Kriterien und Förder-
quoten für die Rechte von Menschen mit Be-
hinderungen und Menschenrechte erarbeitet 

werden und Inklusion verbindlicher Bestand-
teil bei allen Zielgruppenanalysen sowie Sek-
tor- und Länderstrategien wird;

	− �sicherzustellen, dass der einzuführende  
Beschwerdemechanismus niedrigschwellig 
und für alle Zielgruppen barrierefrei zugäng-
lich ist;

	− �für die Planung und Durchführung des 
Global Disability Summits 2025 ausreichend 
personelle und finanzielle Ressourcen zur 
Verfügung zu stellen und die Zivilgesell-
schaft frühzeitig zu beteiligen.
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Artikel 33: Innerstaatliche Durchführung 
und Überwachung

130	 Vgl. Bundesministerium für Arbeit und Soziales (2019), S. 67; Deutsches Institut für Menschenrechte, Monitoring-Stelle UN-Behinderten-
rechtskonvention (2020), S. 48.

131	 Vgl. Deutsches Institut für Menschenrechte, Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskonvention (2019), S. 64ff.
132	 Vgl. Deutsches Institut für Menschenrechte, Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskonvention (2019), S. 62f.

Rolle der Focal Points und Partizipa-
tion bei den Landesaktionsplänen zur 
UN-BRK

Situationsbeschreibung

116.	Einen Aktionsplan zur Umsetzung der UN-
BRK haben mittlerweile alle Bundesländer verab-
schiedet. Die Koordination, Federführung und  
Umsetzungsteuerung bei den Aktionsplänen über-
nehmen so genannte Focal Points, die meist beim 
Sozialministerium angesiedelt sind.130 Die Aktions-
pläne selbst enthalten unterschiedliche Regelungen 
zur Beteiligung der Zivilgesellschaft bei Umset-
zungssteuerung, Evaluation und Fortschreibung 
der Pläne.131 Die Focal Points leisten gute Arbeit, 
werden allerdings von den anderen Ressorts oft 
nicht genügend unterstützt: Häufig mangelt es an 
Bewusstsein für Disability Mainstreaming und an 
Engagement, und die Focal Points müssen die 
Ressorts dazu drängen, die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen im Blick zu behalten und ihren  
Verpflichtungen nachzukommen. Ein wirksames, 
strukturell abgesichertes Disability Mainstreaming 
findet in den wenigsten Ministerien statt.

Bewertung

117.	Die Mittel der Focal Points reichen in der Re-
gel nicht aus, um die Umsetzung der Konvention 
zu steuern und die Zivilgesellschaft bei Aktionsplä-
nen vollumfänglich zu beteiligen. Darüber hinaus 
haben die Focal Points zu wenige interne Befug-
nisse und Unterstützung, um die Umsetzung der 
Konvention effektiv zu steuern. 

118.	Seit der Verabschiedung der ersten Aktions-
pläne kurz nach Ratifikation der UN-BRK ist eine 
kontinuierliche Verbesserung der Partizipation 

sowie der Pläne selbst zu beobachten.132 Grund-
sätzlich ist ein redliches Bemühen der Landes
regierungen erkennbar, die Zivilgesellschaft an  
der Erarbeitung von Aktionsplänen angemessen  
zu beteiligen.

Vorschlag für Empfehlungen

Siehe Anhang I, Ziffer 148

148. Die Monitoring-Stelle regt an, dem Ver-
tragsstaat zu empfehlen,

	− �die Focal Points mit genügend Befugnissen, 
Mitteln und Personal auszustatten, damit 
diese ihre Aufgabe nach Artikel 33 UN-BRK 
erfüllen und die Zivilgesellschaft vollumfäng-
lich beteiligen können;

	− �in allen Ressorts ein Disability Mainstream-
ing zu betreiben, das von der jeweiligen 
Hausspitze getragen und strukturell veran-
kert wird;

	− �Aktionspläne in breiten und niedrigschwelli-
gen Beteiligungsverfahren mit Menschen 
mit Behinderungen fortzuschreiben und 
diese auch an Umsetzung und Evaluation 
der Pläne zu beteiligen.
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Unabhängiges Monitoring auf Länder-
ebene

Situationsbeschreibung

119.	Der unabhängige Überwachungsmechanis-
mus Deutschlands, die Monitoring-Stelle UN- 
Behindertenrechtskonvention, ist bei der nationa-
len Menschenrechtsinstitution, dem Deutschen  
Institut für Menschenrechte (DIMR), angesiedelt 
und wird aus Mitteln des Deutschen Bundestags 
institutionell finanziert.133 Darüber hinaus wird die 
Monitoring-Stelle durch Drittmittelprojekte sowohl 
des Bundes als auch der Länder gefördert.134 

120.	Derzeit gibt es in vier Bundesländern gesetzli-
che Regelungen zum Monitoring auf Landesebene: 
In Nordrhein-Westfalen (NRW), wo das DIMR die 
Monitoring-Tätigkeit seit 2017 ausübt;135 in Berlin, 
wo das DIMR seit 2012 das auf Jahresbasis finan-
zierte Projekt „Monitoring-Stelle Berlin“ durch-
führt;136 im Saarland, wo das DIMR seit 2020 auf 
Projektbasis vorerst befristet bis Ende 2024 be-
auftragt ist;137 in Rheinland-Pfalz, wo im Gesetz auf 
eine unabhängige Monitoring-Stelle verwiesen 
wird, aber noch keine Stelle ernannt worden ist.138 
Auch in Schleswig-Holstein existiert eine gesetzli-
che Verpflichtung zur Einrichtung einer Monito-
ring-Stelle, allerdings wurde hier keine unabhän-
gige Institution gemäß den Pariser Prinzipien 
beauftragt, sondern eine zusätzliche Personal-
stelle bei der Landesbeauftragten für die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen geschaffen.

133	 Vgl. Bundesministerium für Arbeit und Soziales (2019), S. 68. Für eine Übersicht der von den Ländern finanzierten Projekte siehe „Monito-
ring auf Landesebene“ unter https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/das-institut/abteilungen/monitoring-stelle-un-behinderten-
rechtskonvention (abgerufen am 28.06.2023).

134	 Zu den bereitgestellten Mitteln siehe: Deutsches Institut für Menschenrechte (2022a), S. 54.
135	 https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/das-institut/abteilungen/monitoring-stelle-un-behindertenrechtskonvention/nrw; vgl. auch 

§ 11 Inklusionsgrundsätzegesetz (IGG) Nordrhein-Westfalen. https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_detail?sg=0&menu=0&bes_
id=34845&anw_nr=2&aufgehoben=N&det_id=614926 (beide abgerufen am 28.06.2023).

136	 https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/das-institut/abteilungen/monitoring-stelle-un-behindertenrechtskonvention/berlin; vgl. 
auch § 35 Landesgleichberechtigungsgesetz (LGBG) Berlin. https://www.berlin.de/sen/soziales/service/berliner-sozialrecht/kategorie/
rechtsvorschriften/lgbg-573403.php#p_1_72 (beide abgerufen am 28.06.2023).

137	 https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/das-institut/abteilungen/monitoring-stelle-un-behindertenrechtskonvention/saarland; vgl. 
auch § 24 Saarländisches Behindertengleichstellungsgesetz (SBGG). https://recht.saarland.de/bssl/document/jlr-SBGGSL2003V3P24 
(beide abgerufen am 18.06.2023).

138	 Siehe § 18 Landesinklusionsgesetz Rheinland-Pfalz. https://msagd.rlp.de/fileadmin/msagd/Inklusion/LandesInklusionsgesetz.pdf (abge-
rufen am 28.06.2023).

Bewertung

121.	Die Errichtung von unabhängigen Überwa-
chungsmechanismen auf Länderebene ist ein 
wichtiger Baustein bei der Umsetzung des  
Übereinkommens. Die Überwachung der Umset-
zung der UN-BRK in den 16 deutschen Bundeslän-
dern ist komplex und kann nicht allein mit den 
vom Bund bereitgestellten institutionellen Mitteln  
geleistet werden. Die bisherigen Erfahrungen zei-
gen, wie wichtig ein unabhängiges menschen-
rechtliches Monitoring auch auf Landesebene ist. 
Allerdings bedeutet unabhängig, dass es eine  
gesetzliche Grundlage und eine dauerhaft gesi-
cherte Finanzierung geben sollte – dies ist erst bei 
einem Bundesland (NRW) durch eine langfristige 
Vertragsgrundlage gewährleistet.

Vorschlag für Empfehlungen

Siehe Anhang 1, Ziffer 149

149. Die Monitoring-Stelle regt an, dem Ver-
tragsstaat zu empfehlen,

	− � �dass die Bundesländer dort, wo noch nicht 
geschehen, gesetzliche Regelungen für ein 
unabhängiges Monitoring auf Landesebene 
erlassen, die nationale Menschenrechtsins-
titution mit der Ausübung dieser Mandate 
beauftragen und hierfür ausreichend Mittel 
bereitstellen.

https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/das-institut/abteilungen/monitoring-stelle-un-behindertenrechtskonvention
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/das-institut/abteilungen/monitoring-stelle-un-behindertenrechtskonvention
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/das-institut/abteilungen/monitoring-stelle-un-behindertenrechtskonvention/nrw
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_detail?sg=0&menu=0&bes_id=34845&anw_nr=2&aufgehoben=N&det_id=614926
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_detail?sg=0&menu=0&bes_id=34845&anw_nr=2&aufgehoben=N&det_id=614926
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/das-institut/abteilungen/monitoring-stelle-un-behindertenrechtskonvention/berlin
https://www.berlin.de/sen/soziales/service/berliner-sozialrecht/kategorie/rechtsvorschriften/lgbg-573403.php#p_1_72
https://www.berlin.de/sen/soziales/service/berliner-sozialrecht/kategorie/rechtsvorschriften/lgbg-573403.php#p_1_72
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/das-institut/abteilungen/monitoring-stelle-un-behindertenrechtskonvention/saarland
https://recht.saarland.de/bssl/document/jlr-SBGGSL2003V3P24
https://msagd.rlp.de/fileadmin/msagd/Inklusion/LandesInklusionsgesetz.pdf
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Anhang 1
Vorschläge der Monitoring-Stelle für 
die Abschließenden Bemerkungen  
des Ausschusses

Artikel 4

Partizipation

122.	Die Monitoring-Stelle regt an, dem Vertrags-
staat zu empfehlen,

	− der Beteiligung von Selbstvertretungsorganisati-
onen bei der Erarbeitung politischer Programme 
sowie in Gesetzgebungs- und anderen Norm-
setzungsverfahren einen angemessenen Stellen-
wert einzuräumen, neue barrierefreie Formate 
zu erproben und für eine sinnhafte Beteiligung 
ausreichend lange Fristen anzusetzen;

	− in allen Geschäftsbereichen ein effektives Disabi-
lity Mainstreaming sicherzustellen, indem verwal-
tungsinterne Leitlinien zur konsequenten Ein
beziehung von Menschen mit Behinderungen 
entwickelt beziehungsweise überarbeitet werden;

	− Selbstvertretungsorganisationen auf dauerhaf-
ter Basis zu fördern und angemessen auszu-
statten;

	− die Selbstvertretung von Kindern und Jugend
lichen mit Behinderungen in allen Bereichen und 
auf kommunaler, Länder- und Bundesebene zu 
stärken. Dazu gehört auch die Unterstützung der 
Gründung entsprechender Organisationen.

Normenprüfung

123.	Die Monitoring-Stelle regt an, dem Vertrags-
staat zu empfehlen,

	− gesetzlich zu verankern, dass bestehendes und 
künftiges Bundes- und Landesrecht standard-
mäßig und verpflichtend am Maßstab der UN-
BRK zu überprüfen ist, und hierfür ein Konzept 
inklusive Zeitrahmen und Normenprüfraster zu 
entwickeln;

	− die Ergebnisse der durchgeführten Normenprü-
fung zeitnah umzusetzen und die innerstaat
lichen Rechtsvorschriften mit dem Überein-
kommen in Einklang zu bringen.

Unterlassen der Förderung schädlicher Entwicklung 
für das gesellschaftliche Bewusstsein / Pränatal- 
Diagnostik

124.	Die Monitoring-Stelle regt an, dem Vertrags-
staat zu empfehlen,

	− ein umfassendes Monitoring zur Umsetzung 
und zu den Folgen der Kassenzulassung von 
NIPT einzuführen;

	− die gesellschaftlichen, ethischen und recht
lichen Implikationen der Kassenzulassung des 
NIPT durch ein interdisziplinäres und mit Selbst-
vertreter*innen behinderter Menschen besetz-
tes Expert*innengremium prüfen zu lassen;

	− bis zur Regelung der ethischen Herausforde-
rungen Zulassungsstopps für weitere pränatale 
Testverfahren zu erlassen.

Artikel 5

Gesetzlicher Diskriminierungsschutz, Durchsetzbar-
keit und Verankerung angemessener Vorkehrungen

125.	Die Monitoring-Stelle regt an, dem Vertrags-
staat zu empfehlen,

	− den gesetzlichen Diskriminierungsschutz von 
Menschen mit Behinderungen gegenüber priva-
ten Akteuren auf alle Rechts- und Lebensberei-
che auszuweiten, mit den für öffentliche Stellen 
geltenden Vorschriften zu vereinheitlichen sowie 
effektiv als einklagbares Recht mit wirkungs-
vollen Rechtsfolgen auszugestalten; 

	− die gesetzlichen Regelungen zu angemessenen 
Vorkehrungen auf den Privatsektor zu erweitern, 
um eine aktive Handlungspflicht zu ergänzen 
und in allen Bereichen systematisch Schulungen 
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zur Umsetzung angemessener Vorkehrungen 
durchzuführen;

	− Verbandsklagen umfassend, einschließlich  
gegenüber privaten Akteuren, zu ermöglichen 
und wirkungsvoll auszugestalten, etwa durch Zu-
lassung aller üblichen Klagearten, niedrige Zu-
lässigkeitsvoraussetzungen sowie Verringerung 
des Prozesskostenrisikos mithilfe eines Rechts-
hilfefonds oder anderer Finanzierungsmöglich-
keiten.

Artikel 6

Empowerment und Förderung der Selbstvertretung 
und Datenerhebung zu Diskriminierungsrisiken

126.	Die Monitoring-Stelle regt an, dem Vertrags-
staat zu empfehlen,

	− die Partizipation von Frauen mit Behinderungen 
an öffentlichen Entscheidungsprozessen aktiv 
zu fördern, indem Selbstvertretungsorganisati-
onen und Netzwerke von Frauen mit Behinde-
rungen dauerhaft und langfristig staatlich  
finanziert werden; 

	− zur Stärkung ihrer Autonomie die gesetzlich 
vorgesehenen „Übungen zur Stärkung des 
Selbstbewusstseins“ behinderter Mädchen und 
Frauen im Rehabilitationssport (§ 64 Abs. 1 Nr. 
3 SGB IX) durch ein bundesweit flächendecken-
des Leistungsangebot sicherzustellen;

	− unter Einbeziehung von Selbstvertretungsorgani-
sationen Daten zu Stigmatisierung, Bereichen 
besonderer Gefährdung und Diskriminierungser-
fahrungen von Frauen mit Behinderungen men-
schenrechtsbasiert zu erheben und dabei nach 
Art der Beeinträchtigung sowie anderen inter-
sektionalen Merkmalen zu desaggregieren;

	− die Rechte von Frauen mit Behinderungen in 
der Behindertenpolitik und in der Frauen-  
beziehungsweise Gleichstellungspolitik zu  
berücksichtigen sowie in den Aktionsplänen  
zur Umsetzung der UN-BRK und frauenpoliti-
schen Programmen Maßnahmen in Bereichen 
besonderer Gefährdung aufzunehmen

Artikel 7

Inklusive Kinder- und Jugendhilfe

127.	Die Monitoring-Stelle regt an, dem Vertrags-
staat zu empfehlen,

	− im Rahmen des SGB-VIII-Reformprozesses 
Selbstvertretungsorganisationen zu beteiligen, 
um die angemessene Bereitstellung behinde-
rungsbezogener und allgemeiner Leistungen 
für Kinder und Jugendliche mit Behinderungen 
sicherzustellen;

	− Angebote zu schaffen, die die Fachkräfte in der 
Verwaltung und Praxis der Kinder- und Jugend-
hilfe hinsichtlich der Bedarfe von Kindern und 
Jugendlichen mit Behinderungen sensibilisieren 
und qualifizieren.

Artikel 9

Produkte und Dienstleistungen

128.	Die Monitoring-Stelle regt an, dem Vertrags-
staat zu empfehlen,

	− die gesetzlichen Vorgaben zur Barrierefreiheit 
von Produkten und Dienstleistungen nachzu-
schärfen, mit wirksamen Durchsetzungsmecha-
nismen zu versehen und unverzüglich eine  
effektive, mit angemessenen Befugnissen  
und Ressourcen ausgestattete Marktüber
wachungsstruktur aufzubauen.

Wohnungsbau

129.	Die Monitoring-Stelle regt an, dem Vertrags-
staat zu empfehlen,

	− die Verpflichtung zu barrierefreiem Bauen deut-
lich auszuweiten und auch im privaten Bausek-
tor den Bau von nicht-barrierefreien Wohnun-
gen und öffentlich zugänglichen Gebäuden nur 
in eng umgrenzten, vom Bauherrn zu begrün-
denden Ausnahmefällen zuzulassen;

	− staatliche Unterstützung privater Bautätigkeit 
in Form von Fördergeldern, Zuschüssen, Steu-
ererleichterungen und sonstigen Anreizsyste-
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men sowohl im Neubau als auch im Bestand 
nur für Vorhaben zu gewähren, die den Stan-
dards barrierefreien Bauens genügen;

	− die zuständigen Aufsichtsbehörden zu schulen 
und mit ausreichenden Ressourcen und Befug-
nissen auszustatten, damit diese die Einhaltung 
der Barrierefreiheitsverpflichtungen kontrollie-
ren und Verstöße wirkungsvoll und nachhaltig 
ahnden können.

Artikel 10

Triage bei pandemiebedingten Versorgungs
engpässen

130.	Die Monitoring-Stelle regt an, dem Vertrags-
staat zu empfehlen,

	− darauf hinzuwirken, die verabschiedete Rege-
lung hinsichtlich ihrer Vereinbarkeit mit den 
Grund- und Menschenrechten vom Bundes
verfassungsgericht überprüfen zu lassen.

Artikel 11

Gefahrensituationen und humanitäre Notlagen

131.	Die Monitoring-Stelle regt an, dem Vertrags-
staat zu empfehlen,

	− seine Konzepte und Pläne für Notfall- und 
Katastrophensituationen unter Beteiligung von 
Menschen mit Behinderungen und den sie ver-
tretenden Organisationen zu überarbeiten und 
an die heutige vielfältige Lebenswirklichkeit  
von Menschen mit Behinderungen anzupassen; 
dabei ist auf alle Aspekte barrierefreier Kom-
munikation zu achten;

	− bei der Bewältigung einer Notfall- oder Katast-
rophensituation Menschen mit Behinderungen 
und ihre Organisationen angemessen zu beteili-
gen und hierfür organisatorische Vorkehrungen 
zu treffen.

Artikel 12

Betreuungsrecht

132.	Die Monitoring-Stelle regt an, dem Vertrags-
staat zu empfehlen,

	− Alternativen zur rechtlichen Betreuung zu stär-
ken und auszubauen;

	− eine umfassende Strategie zur Umsetzung der 
unterstützten Entscheidungsfindung zu entwi-
ckeln, die unter anderem die Einrichtung einer 
entsprechenden Fachstelle, die flächende-
ckende Qualifizierung von relevanten Personen-
gruppen und eine bundesweite differenzierte 
Datenerhebung zum Betreuungswesen um-
fasst; 

	− ausreichende Ressourcen bereitzustellen, um 
die Umsetzung unterstützter Entscheidungs
findung sicherzustellen.

Artikel 14 und 15

Anwendung von Zwang auf Basis einer  
Beeinträchtigung

133.	Die Monitoring-Stelle regt an, dem Vertrags-
staat zu empfehlen,

	− die gesetzlichen Vorgaben für die Anwendung 
von Zwang und Freiheitsentzug entlang der 
menschenrechtlichen Vorgaben der UN-BRK  
zu reformieren beziehungsweise zu streichen; 
etwa im Rahmen der aktuellen Evaluierungen 
des § 1631b Abs. 2 BGB und des § 1832 BGB;

	− rechtebasierte, wohnortnahe und personenzen-
trierte Unterstützungsangebote auszubauen 
und mit ausreichenden Ressourcen auszustat-
ten;

	− die Anwendung von Zwang differenziert (nach 
Art, gesetzlicher Grundlage, Ort der Anwen-
dung, Dauer etc.) zu erheben und bundesweit 
zusammenzufassen;



57ANHANG 1:  VORSCHL ÄGE DER MONITORING - STELLE FÜR D IE ABSCHLIESSENDEN BEMERKUNGEN

	− die Vermeidung und Beendigung von Zwang in 
Einrichtungen für Menschen mit Behinderun-
gen (Psychiatrie, Eingliederungshilfe, Kinder- 
und Jugendhilfe) als normative Anforderung 
und strategisches Ziel für Politik und die Praxis 
der Leistungsgewährung zu definieren.

Artikel 16

Gewaltschutz

134.	Die Monitoring-Stelle regt an, dem Vertrags-
staat zu empfehlen,

	− einen vom Bund gesteuerten Diskussionspro-
zess mit den Ländern, Kommunen und Leis-
tungserbringern und unter Beteiligung der 
Selbstvertretungsorganisationen zu starten 
und zu verstetigen und im Rahmen dessen 
Maßnahmen für eine nationale Gewaltschutz-
strategie für Menschen mit Behinderungen  
zu verabschieden;

	− die Verpflichtung zu Gewaltschutzkonzepten in 
Einrichtungen und Dienstleistungen (§ 37a 
SGB IX) auf ihre Praxiswirksamkeit hin zu eva-
luieren und gegebenenfalls gesetzgeberisch 
nachzusteuern, um sicherzustellen, dass Ge-
waltschutz ein ständiges Thema der Organisati-
onsentwicklung in der Leistungserbringung 
bleibt;

	− gesetzlich sicherzustellen, dass die Ausbildung 
von Fachkräften der Eingliederungshilfe nach  
einem menschenrechtsbasierten Leitbild erfolgt, 
in Anschluss an die Empfehlungen der Studie  
zur „Transformation von Dienstleistungen  
für Menschen mit Behinderungen“ des  
UN-Sonderberichterstatters für die Rechte  
von Menschen mit Behinderungen.139

Artikel 17

Reproduktive Rechte von Frauen mit Behinderungen

135.	Die Monitoring-Stelle regt an, dem Vertrags-
staat zu empfehlen,

139 UN, Special Rapporteur on the Rights of Persons with Disabilities (28.12.2022). 

	− Studien zum Ausmaß von Verhütung und  
Abtreibung ohne freie und informierte  
Zustimmung in Einrichtungen der Eingliede-
rungshilfe durchzuführen, dies betrifft auch die 
Anwendung der neuen gesetzlichen Regelung 
zur Sterilisation;

	− das Recht von Frauen mit Behinderungen zu 
stärken, selbstbestimmt über Familienplanung 
zu entscheiden, unter anderem durch barriere-
freie Aufklärung und Information und indem 
entsprechende Wohn- und Unterstützungsan-
gebote vorgehalten werden;

	− sicherzustellen, dass jede Form von Verhütung 
nur mit informierter und freiwilliger Zustim-
mung und ohne Druck erfolgt; hierfür sollen 
Fachkräfte in Einrichtungen, Ärzt*innen und 
Mitarbeitende von Beratungsstellen geschult 
und für die reproduktiven Rechte von Frauen 
mit Behinderungen sensibilisiert werden.

Artikel 18

Identifizierung, Unterbringung, Versorgung von  
geflüchteten Menschen mit Behinderungen

136.	Die Monitoring-Stelle regt an, dem Vertrags-
staat zu empfehlen,

	− in Bund und Ländern gesetzliche Regelungen 
zu schaffen, wie Menschen mit Behinderungen 
systematisch identifiziert und behinderungsbe-
dingte Bedarfe festgestellt werden;

	− in Ländern und Kommunen eine ausreichende 
Anzahl an barrierefreien Plätzen in Erstaufnah-
meeinrichtungen und Gemeinschaftsunterkünf-
ten zur Verfügung zu stellen und die Unter-
künfte, die der geltenden DIN-Norm für das 
barrierefreie Bauen entsprechen müssen, an 
das behinderungsspezifische Unterstützungs-
system anzubinden;

	− die Regelversorgung von Geflüchteten mit Be-
hinderungen mit Gesundheits- und Rehabilitati-
onsleistungen von Anfang an im allgemeinen So-
zialleistungssystem gesetzlich zu gewährleisten.
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Artikel 19

Deinstitutionalisierung und personenzentrierte  
Assistenz

137.	Die Monitoring-Stelle regt an, dem Vertrags-
staat zu empfehlen,

	− eine umfassende Strategie mit konkreten Ziel-
vorgaben für die De-institutionalisierung zu ent-
wickeln und dabei insbesondere Menschen mit 
intellektuellen und komplexen Beeinträchtigun-
gen in den Blick zu nehmen; dabei sollen Men-
schen mit Behinderungen und ihre Organisatio-
nen adäquat beteiligt werden;

	− die Angebotslandschaft personenzentrierter 
Unterstützung auszubauen, einen inklusiven 
Sozialraum zu gestalten und einen inklusiven 
Wohnungsmarkt zu fördern;

	− die gesetzlichen Regelungen nachzuschärfen, 
insbesondere bezüglich der Orientierung der 
Leistungen am Wunsch- und Wahlrecht, unter 
anderem durch

	− die Aufhebung des Mehrkostenvorbehalts,

	− die Aufhebung der Einkommens- und Ver-
mögensanrechnung,

	− die Sicherstellung des selbstbestimmten  
Zugangs zu Unterstützungsdiensten jenseits 
von Zwängen eines „Poolens“ von Leistun-
gen,

	− die Sicherstellung eines uneingeschränkten  
Zugangs zu Pflegeleistungen nach dem SGB 
XI, unabhängig von der Wohnform.

Artikel 20

Maßnahmen für eine barrierefreie Mobilität

138.	Die Monitoring-Stelle regt an, dem Vertrags-
staat zu empfehlen,

	− den Begriff der vollständigen Barrierefreiheit in 
den für die Verkehrsinfrastruktur relevanten 
Regelungen UN-BRK-konform zu definieren, 
Ausnahmetatbestände abzuschaffen, aktive 

Überwachungsmechanismen zu installieren 
und die Nichteinhaltung von Vorgaben wir-
kungsvoll zu sanktionieren;

	− die ÖPNV-Gesetze der Länder so weiterzuent-
wickeln, dass sie den zügigen Ausbau der Infra-
struktur sicherstellen und alle Anbieter zur  
Gewährung angemessener Vorkehrungen ver-
pflichten;

	− Barrierefreiheit bei den aktuellen Transformati-
onen in der Mobilität und im öffentlichen Raum 
proaktiv sicherzustellen. Dies umfasst insbe-
sondere, Gesetzeslücken bei der barrierefreien 
Ausgestaltung der E-Mobilität zu schließen und 
partizipative Prozesse zu den Anforderungen 
an barrierefreie Städte zu ermöglichen.

Artikel 21

Zugänglichkeit von Informationsangeboten

139.	Die Monitoring-Stelle regt an, dem Vertrags-
staat zu empfehlen,

	− verbindliche Vorschriften zu erlassen, die barri-
erefreie Inhalte des tagesaktuellen – auch line-
aren – Fernsehprogramms gewährleisten, und 
zwar sowohl für öffentlich-rechtliche als auch 
für private Anbieter;

	− Menschen mit Behinderungen stärker an Pro-
grammgestaltung und Medieninhalten zu betei-
ligen;

	− Beratungsangebote zu digitaler Barrierefreiheit 
und ihrer Umsetzung auszubauen, verstärkt 
bundesweit über Beschwerdemöglichkeiten 
und Durchsetzungsverfahren zu informieren 
und bei anhaltenden Defiziten Verantwortliche 
zu sanktionieren.

Artikel 24

Inklusive Schulbildung

140.	Die Monitoring-Stelle regt an, dem Vertrags-
staat zu empfehlen,

	− seine Anstrengungen in Bezug auf inklusive 
schulische Bildung zu verstärken und die schuli-
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sche Segregation mithilfe einer Gesamtstrategie 
und unter Ausbau der Kooperation zwischen 
Bund und Ländern zu überwinden;140

	− den vorbehaltlosen Rechtsanspruch auf inklu-
sive Beschulung in allen Bundesländern zu ver-
ankern sowie konkrete, zeitlich terminierte und 
mit finanziellen Mitteln unterlegte Maßnahmen 
unter anderem zu folgenden Zielen vorzuneh-
men:

	− Umschichtung von personellen und finanzi-
ellen Ressourcen von der Förderschule zu 
inklusiven Schulen,

	− Sicherstellung von verpflichtenden Aus- und 
Fortbildungsangeboten für Lehr- und Fach-
personal zu inklusiver Beschulung,

	− Entwicklung von Informationskampagnen 
zum menschenrechtlichen Verständnis und 
den Vorteilen inklusiver Bildung,

	− Erhebung von Daten zu Barrierefreiheit von 
Schulen, um Barrieren gezielt abzubauen.

Artikel 25

Inklusive Gesundheitsversorgung

141.	Die Monitoring-Stelle regt an, dem Vertrags-
staat zu empfehlen,

	− einen wohnortnahen, barrierefreien Zugang zu 
medizinischen Einrichtungen und gesundheit
lichen Dienstleistungen zu gewährleisten und 
verbindliche Mindeststandards für die Barriere-
freiheit von Arztpraxen sowohl im Bestand als 
auch bei der Neuzulassung festzulegen;

	− MZEBs und gynäkologische Spezialambulanzen 
flächendeckend auszubauen und Neugründun-
gen und Vergütungsverhandlungen zu verein
fachen;

	− die Aus- und Weiterbildung von Fachkräften im 
Gesundheitssektor zu behinderungsspezifischen 
Fachkenntnissen sowie zum menschenrechts

140	 Deutsches Institut für Menschenrechte (2022b), S. 22ff.

basierten Modell von Behinderung gesetzlich zu 
verpflichten und insbesondere mehr regionale 
universitäre Lehr- und Forschungsschwerpunkte 
aufzubauen;

	− das IPReG und untergesetzliche Regelungen 
menschenrechtskonform auszulegen und die 
Wahrung des Selbstbestimmungsrechts zu 
überprüfen, um zu gewährleisten, dass eine  
Intensivpflegeversorgung auch in der häus
lichen Umgebung sichergestellt ist.

Artikel 27

Zugang zu beruflicher Bildung und zum allgemeinen 
Arbeitsmarkt

142.	Die Monitoring-Stelle regt an, dem Vertrags-
staat zu empfehlen,

	− das System der beruflichen Bildung zu einem 
inklusiven System umzugestalten und dabei  
unter anderem niedrigschwellig individuelle  
Unterstützung zu gewähren, diskriminierungs-
freie Beratung und gleiche Wahlmöglichkeit auf 
Ausbildung in einem anerkannten Ausbildungs-
beruf sicherzustellen sowie segregierende For-
men beruflicher Ausbildung schrittweise abzu-
bauen;

	− beim Neubau von Arbeitsstätten die Barriere-
freiheit durchgängig verpflichtend vorzuschrei-
ben und die Einhaltung effektiv sicherzustellen 
sowie wirkungsvolle Anreize zum barrierefreien 
Umbau bestehender Arbeitsstätten auch dort 
zu setzen, wo noch keine Menschen mit Behin-
derungen beschäftigt sind;

	− seine Bemühungen zur Abkehr von segregie-
renden Formen der Beschäftigung wie der 
Werkstätten deutlich zu verstärken und effek-
tive Maßnahmen zu ergreifen, um möglichst  
allen Menschen mit Behinderungen eine diskri-
minierungsfreie Beschäftigung auf dem allge-
meinen Arbeitsmarkt zu ermöglichen.
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Artikel 28

Armutsrisiko und Armutsberichterstattung

143.	Die Monitoring-Stelle regt an, dem Vertrags-
staat zu empfehlen,

	− das Thema Behinderung standardmäßig und 
systematisch in den Armuts- und Reichtums
bericht der Bundesregierung aufzunehmen;

	− geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um das  
erhöhte Armutsrisiko von Menschen mit Behin-
derungen zu bekämpfen und das Recht auf  
einen angemessenen Lebensstandard zu  
gewährleisten;

	− die Einkommens- und Vermögensanrechnung 
bei Sozialleistungen so umzugestalten, dass 
auch Menschen mit Behinderungen, die dauer-
haft persönliche Assistenz oder andere Formen 
der Unterstützung benötigen, genügend Rück-
lagen fürs Alter ansparen können.

Artikel 29

Teilhabe am politischen und öffentlichen Leben

144.	Die Monitoring-Stelle regt an, dem Vertrags-
staat zu empfehlen,

	− sicherzustellen, dass die Abläufe von Wahlen 
und Abstimmungen in allen Schritten, von der 
Ankündigung über die Stimmabgabe bis zur  
Bekanntgabe der Ergebnisse, barrierefrei  
gestaltet sind, einschließlich flächendeckend 
barrierefreier Wahllokale;

	− die gesetzlichen Regelungen zu Assistenz und 
Gebärdensprachdolmetschung im Ehrenamt so 
zu überarbeiten, dass sichergestellt ist, dass 
Menschen mit Behinderungen die Assistenz-
leistungen erhalten, die sie zur Ausübung politi-
schen Engagements brauchen;

	− die Datenlage zum politischen Engagement und 
der Repräsentation von Menschen mit Behin-
derungen in Entscheidungspositionen zu ver-
bessern.

Artikel 30

Teilhabe am kulturellen Leben

145.	Die Monitoring-Stelle regt an, dem Vertrags-
staat zu empfehlen,

	− dafür Sorge zu tragen, dass Menschen mit  
Behinderungen diskriminierungsfrei und nach-
haltig Zugang sowohl zu künstlerischen und 
kulturellen Berufen als auch zu Kunst- und  
Kultureinrichtungen erhalten;

	− die allgemeinen Kultur- und Kunstinstitutionen 
inklusiv auszugestalten, anstatt eine separierte 
Kunst- und Kulturlandschaft zu fördern;

	− Gründe der geringen Nutzung von Kunst-, Kul-
tureinrichtungen und Bibliotheken durch Men-
schen mit Behinderungen zu erforschen und 
Maßnahmen für bessere Zugänglichkeit und  
höhere Attraktivität zu ergreifen.

Förderung der kulturellen und sprachlichen Identi-
tät gehörloser Menschen

146.	Die Monitoring-Stelle regt an, dem Vertrags-
staat zu empfehlen,

	− seine Anstrengungen zur Förderung der Deut-
schen Gebärdensprache und der Gehörlosen-
kultur spürbar zu verstärken, einschließlich des 
Bildungsbereichs.

Artikel 32

Kennung „Inklusion“ und Leistungsprofil „Men-
schenrechte, Geschlechtergleichstellung und  
Inklusion“

147.	Die Monitoring-Stelle regt an, dem Vertrags-
staat zu empfehlen,

	− bei der Einführung der OECD-DAC Kennung  
„Inklusion“ größtmögliche Transparenz zu  
gewährleisten, Zielgrößen für die Umsetzung 
der UN-BRK festzulegen und die Anwendung zu 
evaluieren;

	− beim Leistungsprofil „Menschenrechte,  
Geschlechtergleichstellung und Inklusion“  
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sicherzustellen, dass Kriterien und Förder
quoten für die Rechte von Menschen mit  
Behinderungen und Menschenrechte erarbeitet 
werden141 und Inklusion verbindlicher Bestand-
teil bei allen Zielgruppenanalysen sowie Sektor- 
und Länderstrategien wird;

	− sicherzustellen, dass der einzuführende  
Beschwerdemechanismus niedrigschwellig  
und für alle Zielgruppen barrierefrei zugänglich 
ist;

	− für die Planung und Durchführung des Global 
Disability Summits 2025 ausreichend perso-
nelle und finanzielle Ressourcen zur Verfügung 
zu stellen und die Zivilgesellschaft frühzeitig zu 
beteiligen.

Artikel 33

Rolle der Focal Points und Partizipation bei den Lan-
desaktionsplänen zur UN-BRK

148.	Die Monitoring-Stelle regt an, dem Vertrags-
staat zu empfehlen,

	− die Focal Points mit genügend Befugnissen, 
Mitteln und Personal auszustatten, damit diese 
ihre Aufgabe nach Artikel 33 UN-BRK erfüllen 
und die Zivilgesellschaft vollumfänglich beteili-
gen können; 

141	 Wie bei Geschlechtergerechtigkeit vorgesehen, vgl. Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (27.09.2022): 
Pressemitteilung: BMZ führt erstmals Quote für Projekte zur Geschlechtergerechtigkeit ein. https://www.bmz.de/de/aktuelles/aktuelle-
meldungen/bmz-fuehrt-quote-fuer-projekte-zu-geschlechtergerechtigkeit-ein-122168 (abgerufen am 28.06.2023)

	− in allen Ressorts ein Disability Mainstreaming 
zu betreiben, das von der jeweiligen Hausspitze 
getragen und strukturell verankert wird;

	− Aktionspläne in breiten und niedrigschwelligen 
Beteiligungsverfahren mit Menschen mit Behin-
derungen fortzuschreiben und diese auch an 
Umsetzung und Evaluation der Pläne zu beteili-
gen.

Unabhängiges Monitoring auf Länderebene

149.	Die Monitoring-Stelle regt an, dem Vertrags-
staat zu empfehlen,

	− dass die Bundesländer dort, wo noch nicht ge-
schehen, gesetzliche Regelungen für ein unab-
hängiges Monitoring auf Landesebene erlassen, 
die nationale Menschenrechtsinstitution mit 
der Ausübung dieser Mandate beauftragen und 
hierfür ausreichend Mittel bereitstellen.

https://www.bmz.de/de/aktuelles/aktuelle-meldungen/bmz-fuehrt-quote-fuer-projekte-zu-geschlechtergerechtigkeit-ein-122168
https://www.bmz.de/de/aktuelles/aktuelle-meldungen/bmz-fuehrt-quote-fuer-projekte-zu-geschlechtergerechtigkeit-ein-122168
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Anhang 2
Abkürzungen

AGG	 Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz

AsylG	 Asylgesetz

BAG	 Bundesarbeitsgericht

BBiG	 Berufsbildungsgesetz

BGB	 Bürgerliches Gesetzbuch

BGG	 Gesetz zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen

BITV	 Barrierefreie-Informationstechnik-Verordnung

BMAS	 Bundesministerium für Arbeit und Soziales

BMZ	 Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

BTHG	 Bundesteilhabegesetz

DEval	 Deutsches Evaluierungsinstitut für Entwicklungszusammenarbeit

DGS	 Deutsche Gebärdensprache

DIMR	 Deutsches Institut für Menschenrechte

EAA	 European Accessibility Act

EU	 Europäische Union

EZ	 Entwicklungszusammenarbeit

IGG	 Inklusionsgrundsätzegesetz

IPReG	 Intensivpflege- und Rehabilitationsstärkungsgesetz

KJSG	 Kinder- und Jugendstärkungsgesetz

LGBG	 Landesgleichberechtigungsgesetz

MZEB	 Medizinische Zentren für Erwachsene mit Behinderungen

NIPT	 nicht-invasiver Pränataltest

NRW	 Nordrhein-Westfalen
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OECD-DAC	� Fachausschuss für Entwicklungszusammenarbeit der Organisation für wirtschaft
liche Zusammenarbeit und Entwicklung [Development Assistance Committee of 
the Organisation for Economic Co-Operation and Development]

UN-BRK	 UN-Behindertenrechtskonvention

VENRO	 Verband Entwicklungspolitik und humanitäre Hilfe

WfbM	 Werkstatt für Menschen mit Behinderungen
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